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Kurz gefaßt 

16 800 Einwohner mehr im Jahr 1996 

Die Bevölkerungszahl Schleswig-Holstetns stieg 1996 
um 16 832 (+ 0,6 %) auf 2 742 293 Einwohner am 
31. Dezember 1996. 1995 hatte die Bevölkerungszu­
nahme knapp 17 1 00 Einwohner und ebenfalls 
+ 0,6% betragen. 

1996 zogen 19 380 Personen mehr nach Schleswig­
Holstein als das Land verließen, dies ist gegenüber 
dem Vorjahr ein Rückgang von gut 1 500 Personen 
oder 7.4 %. 1995 hatte der Wanderungsgewinn noch 
fast 21 000 Personen betragen. 

Ohne den Wanderungsgewinn hätte die Einwohner­
zahl des Landes 1996 allein aufgrund der natürlichen 
Bevölkerungsentwicklung um 2 548 Personen abge­
nommen: 28 766 Geborenen standen 31 314 Gestor­
bene gegenüber. 1995 hatten rund 27 400 Geborene 
und 31 300 Gestorbene eine natürliche Bevölke­
rungsveränderung von - 3 900 Personen ergeben. 

Seit 1988, dem ersten Jahr einer Phase stärkerer 
Zuwanderungen, hat sich die Einwohnerzahl Schles­
wig-Holsteins um 187 000 (+ 7,3 %) erhöht, dieses 
entspricht etwa der Größe des Kreises Schleswig­
Fiensburg. Einem Sterbeüberschuß von 24 700 in 
diesem Zeitraum stand ein Wanderungsgewinn von 
211 700 Personen gegenüber. 

1996 erheblicher Anstieg 
bei ansteckenden Darmerkrankungen 

1996 hat sich die Zahl der gemeldeten Erkrankungen 
an akuter Darmentzündung (Enteritis mfectiosa) um 
22 % gegenuber dem Vorjahr auf 6 100 erhöht. 

Dies geht aus der Statistik der meldepflichtigen 
Krankheiten für 1996 hervor. Insgesamt hat die Zahl 
der gemeldeten übertragbaren Erkrankungen gegen­
über 1995 um 18,8 % auf 6 650 zugenommen. Stark 
gestiegen ist auch die Zahl der Hirnhaut- und Gehirn­
entzündungen (um fast 30% auf 88). An Virushepati­
tis erkrankten dagegen nur noch 412 gegenüber dem 
hohen Stand von 464 im Vorjahr. 

Gestorbene und Todesursachen 1996 

1996 starben 31 314 Schleswig-Holsteinerinnen und 
Schleswig-Holsteiner, davon waren 17 162 Frauen 
und 14 152 Männer. Gegenüber 1995 nahm die Zahl 
der Sterbefälle geringfügig um 26 zu. 

48,1 % der Todesfälle sind auf Krankheiten des 
Kreislaufsystems zurückzuführen, 22,6% der Gestor­
benen erlagen einer bösartigen Neubildung, und 
4,5 % starben an einer Verletzung oder Vergiftung. 
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1996 starben 64 Einwohner des Landes an etner 
HIV-Infektion, darunter drei Frauen; 1995 waren es 
67 Sterbefälle dieser Ursache gewesen, darunter 
6 Frauen. Unter den HIV-Sterbefällen 1996 war 
50mal die Ursache AIDS, fünfmal weniger als 1995. 
Seit Beginn der Aufzeichnungen im Jahre 1985 sind 
nunmehr 408 Einwohner des Landes der heimtücki­
schen HIV-Infektion erlegen. 

Durch Selbstmord und an den Folgen einer Selbstbe­
schädigung verstarben 423 Personen, eine mehr als 
im Vorjahr. 

Mehrlingsgeburten 1996 

1996 wurden 429 Mehrlingsgeburten schleswig-hol­
stetnischer Frauen registriert, 29 mehr als 1995. Die 
Mehrlingsgeburten hatten wie im Vorjahr einen Anteil 
von 1,5 % an allen 28 439 Geburten, die 1996 beur­
kundet wurden und kamen damit auch im Berichts­
jahr wieder deutlich häufiger vor, als dies zum Bei­
spiel in den siebziger Jahren der Fall war. 

Unter den Mehrlingsgeburten waren 408 Zwillings­
und 20 Drillingsgeburten sowie eine Vierlingsgeburt; 
insgesamt wurden 880 Kinder geboren, von denen 
872 (99,1 %) lebend zur Weit kamen. 

Zwillingsgeburten von zwei Mädchen waren mit 34 %, 
von zwei Jungen mit 32 % und von einem Mädchen 
und einem Jungen mit 35 % vertreten. Bei den Dril­
lingsgeburten waren die Kombinationen 3 Mädchen 
fünfmal, 3 Jungen viermal, 2 Mädchen/1 Junge fünf­
mal und 2 Jungen/1 Mädchen sechsmal vertreten. 
Bei der Vierlingsgeburt kamen 2 Mädchen und 2 Jun­
gen zur Welt. 

Neuerkrankungen an Tuberkulose 
auch 1996 zurückgegangen 

ln Schleswig-Holstein ist die Zahl der an Tuberkulose 
erkrankten Personen im Jahr 1996 auf 287 zurück­
gegangen. Damit setzte sich der langjährige Trend 
fort, der durch sinkende lnz1denzzahlen gekennzeich­
net ist, aber gelegentlich durch einen Anstieg der 
Neuerkrankungszahlen unterbrochen wurde. 

Die Tuberkulose 1st eine baktenelle Infektionskrank­
heit, die bevorzugt die Atmungsorgane, aber auch 
andere Organe, die Haut oder die Knochensubstanz 
befällt. ln der Statistik werden alle die Erkrankungen 
erfaßt, die behandlungsbedürftig sind, die sogenann­
ten Fälle der aktiven Tuberkulose. 80 % der Erkran­
kungen betrafen 1996 die Atmungsorgane, darunter 
entfielen knapp drei Viertel auf die besonders anstek­
kenden Fälle von offener Tb, d. h. es wurden Tb-Bak­
terien nachgewiesen. 
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Bis zum Alter von etwa 35 erkrankten Männer und 
Frauen in etwa gleich häufig an Tuberkulose, danach 
waren vor allem Männer betroffen. 

Trend zu mehr Patienten und kürzerer 
Verweildauer im Krankenhaus hat sich 
1995 fortgesetzt 

1995 ist die Zahl der Krankenhauspatienten in 
Schleswig-Holstein leicht (1 ,3 %) auf 449 000 (ohne 
Stundenfälle) angestiegen. Die durchschnittliche Ver­
weildauer ist weiter auf 11 ,7 Tage gegenüber 12,4 
und 13,1 Tagen in den Vorjahren gesunken. 

Die Entwicklung der Patientenzahl war in den Diag­
noseobergruppen nicht einheitlich. Die gegenüber 
dem Vorjahr stärksten Zunahmen wurden bei den 
psychiatrischen Krankheiten (4,8 %), bei Krankheiten 
des Kreislaufsystems (4,9 %) und bei Krankheiten 
des Skeletts, der Muskeln und des Bindegewebes 
(5,4 %) registriert. 

Kommunen erwarten für 1997 
Einnahmerückgänge von 545 Mi//. DM 

Nach der Haushaltsplanung für das Jahr 1997 rech­
nen die schleswig-holsteinischen Kommunen mit Ein­
nahmen in Höhe von 13,4 Mrd. DM; das sind 545 Mill. 
DM oder 3,9 % weniger, als sie für 1996 geplant hat­
ten. 

Im Verwaltungshaushalt werden insbesondere die 
Benutzungsgebühren (z. B. Müllabfuhr, Straßenrei­
nigung usw.) um 405 Mill. DM (- 24,2 %) und der 
Ersatz von sozialen Leistungen (Kostenersätze in 
und außerhalb von Einrichtungen) um 166 Mill. DM 
(- 37,1 %) geringer ausfallen, während laut Planung 
die Einnahmen des Vermögenshaushalts mit 2,7 Mrd. 
DM gegenüber dem VorJahr unverändert bleiben. 

Auch die Ausgaben werden mit 13,3 Mrd. DM um 
719 Mi II. DM oder 5,1 % niedriger als im vergange­
nen Jahr eingeplant. Von der geplanten Absenkung 
der Ausgaben sind zur Hauptsache die sozialen Lei­
stungen mit 280 Mill. DM (- 13,7 %) sowie die Bau­
maßnahmen mit 261 Mill. DM(- 17,0 %) betroffen. 

Steuereinnahmen des Landes 
um 82 Mi//. DM zurückgegangen 

Dte Steuereinnahmen des Landes verringerten sich 
im ersten Vierteljahr 1997 um 82 Mill. DM (- 3,4 %) 
auf 2 330 Mill. DM gegenüber 2 412 Mill. DM im Ver­
gleichszeitraum. Während bei den Landessteuern die 
Vermögensteuer mit 34 Mill. DM (- 64,1 %) den stärk­
sten Einnahmenrückgang aufwies, traf dies beim 
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Landesanteil an den Gemeinschaftssteuern mit eben­
falls 34 Mill. DM (- 4,9 %) auf die Lohnsteuer zu. Ein­
nahmen aus dem Länderfinanzausgleich waren im 
1. Quartal 1997 nicht zu verzeichnen. 

Baugenehmigungen 
etwa auf Vorjahresniveau 

ln den ersten drei Monaten des Jahres 1997 geneh­
migten die Baubehörden in Schleswig-Holstein den 
Bau von 4 700 Wohnungen, womit das Vorjahreser­
gebnis nur knapp, nämlich um 0,8 %, verfehlt wurde. 

Im Geschoßwohnungsbau wurden mit 1 950 Woh­
nungen in etwa so viele Wohnungen genehmigt wie 
1996. Dagegen hat die Zahl der Baugenehmigungen 
für Wohnungen in Eigenheimen leicht zugenommen: 
ln Ein- und Zweifamilienhäusern sollen rund 2 1 00 
Wohnungen entstehen, das sind fast 1 % mehr als 
1996. Die Zahl der Wohnungen, die im Nichtwohnbau 
sowie im Rahmen von Baumaßnahmen an beste­
henden Wohngebäuden entstehen sollen, ist von 650 
auf 600 zurückgegangen. 

Personalabbau hält an 

Im ersten Vierteljahr 1997 beschäftigten die Betriebe 
der Vorbereitenden Baustellenarbeiten sowie des 
Hoch- und Tiefbaus im Durchschnitt 37 866 Perso­
nen, das sind rund 9 % weniger als im Jahr davor. 
Das ist wohl auch als Ergebnis der geänderten 
Schlechtwetterregelung zu werten. Die geleisteten 
Arbeitsstunden erhöhten sich dagegen im gleichen 
Zeitraum um fast 25% auf 8,8 Mill. Stunden. Diese 
deutliche Steigerung erklärt sich aus dem Basiseffekt 
Das in geleisteten Arbeitsstunden gemessene Pro­
duktionsvolumen war zu Beginn 1996 wegen des ex­
tremen Winterwetters besonders gering ausgefallen. 
Ob sich die Baukonjunktur positiv entwickeln wird, 
muß wegen der gegenwärtigen Auftragslage bezwei­
felt werden. ln den ersten drei Monaten dieses Jah­
res meldeten die Baubetriebe Auftragseingänge in 
Höhe von 675 Mill. DM, das sind 5 % weniger als im 
VorJahr. 

123 



Aufsätze 

Die Behandlung der Altersvorsorge 
in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
Der Aufsatz basiert auf einem Vortrag. den der Autor am 1. Mai 1997 im Rahmen des 2. Berliner Kolloquiums 
gehalten hat. Zu diesem Kolloquium hatten sich Vertreter der Wissenschaft und der statistischen Praxis getrof­
fen. Es galt dem Thema ,.Zeit und Risiko in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen". Der Metropolis­
Verlag wird voraussichtlich Anfang 1998 einen Band mit allen Betträgen herausgeben. Der Band zum 1 Berli­
ner Kolloquium mit dem Thema .,Raum und Grenzen'' ist bereits 1996 erschienen (siehe hierzu auch die kurze 
Literaturbesprechung in Heft 10/ 1996 dieser Zeitschrift). 

Das Thema Altersvorsorge wird schon seit einigen Jahren sehr intensiv diskutiert. Es gibt dazu eine Fülle von 
Beiträgen. Die meisten von ihnen befassen sich mit Vorschlägen zur Reform der staatlichen Systeme. Das An­
liegen dieses Aufsatzes ist es zu zeigen, daß auch in der Ausgestaltung Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnun­
gen Überlegungen anzustellen sind, wie Altersvorsorge in gesamtwirtschaftlicher Darstellung adäquat abzubil­
den sei. Was "adäquat' im einzelnen meint, ist dabei für sich selbst ein Gegenstand der Uberlegungen. Der 
Aufsatz besteht aus drei Hauptteilen: Dem einleitenden, auf die Thematik hinführenden Teil folgt die Schilde­
rung der Buchungsweise von Vorgängen der Altersvorsorge im System der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech­
nungen, und im dritten Teil wird auf die Gedankenführung sog. intergenerativer Belastungsrechnungen und de­
ren denkbaren Bezug zu den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen eingegangen. 

EINLEITUNG 

Von der Vorsorge im allgemeinen 
zur Altersvorsorge 

Nahezu jede ökonomische Transaktion verändert die 
Nettoposition der Transaktoren, also den Saldo aus 
Forderungen und Verbindlichkeiten, und wirkt so auf 
deren zukünftiges Vermögen. Ökonomisches Han­
deln bedeutet ja im Kern sparsamen Umgang mit den 
eigenen Ressourcen, damit man sich Optionen für 
die Zukunft schafft oder erhält, sei es. daß man heu­
tiges Emkommen nicht schon heute für Konsum ver­
wendet und statt dessen Ersparnisse bildet, oder se1 
es, daß man via Investitionen oder v1a Aus- und 
Fortbildung für zukünftiges Einkommen sorgt. 

Außer der Ersparnis und den Investitionen tragen 
auch andere Aggregate des volkswirtschaftlichen 
Kreislaufs Elemente der Vorsorge. Man denke an den 
intermediären Verbrauch der Unternehmen für For­
schung und Entwicklung oder für betriebliche Wei­
terbildung oder an den Staatsverbrauch und die darin 
enthaltenen Komponenten der Bildung von Human­
kapital. Je nach Sichtweise mag man aber auch der 
Produktion von Statistiken, der Landesplanung oder 
sogar dem Verteidigungsaufwand, um nur einiges 
aus dem Korb der klassischen öffentlichen Güter zu 
nennen, eine Vorsorgeintention zusprechen. Sogar 
1m privaten Verbrauch stecken insofern Elemente der 
Vorsorge, als fast jegliche Art von individueller Vor­
sorge mehr oder minder direkt auch ökonomische 
Transaktionen auslöst, sei es, daß man rechtzeitig 
zum Zahnarzt geht und sich auch ansonsten geistig 
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und körperlich fit hält, daß man sich für den Erhalt der 
natürlichen Lebensgrundlagen einsetzt, daß man 
rechtzeitig sein Testament macht oder daß man sich 
schon zu Lebzeiten einen Friedhofsplatz sichert. Eine 
durchgängige Klassifikation aller ökonomischen Trans­
aktionen danach, ob ihr leitendes Mot1v d1e Vorsorge 
ist oder nicht, wäre konzeptionell und empirisch 
fragwürdig und ist wohl auch nie ernsthaft versucht 
worden. 

in einem schon weitaus enger gefaßten Sinne bedeu­
tet Vorsorge, Vorkehrungen zu treffen für die ein­
schneidenden Wechselfälle des Lebens, die in der 
Zukunft liegen. Unter diesen Wechselfällen kommt 
dem Alter eine besondere Bedeutung zu, weil es zeit­
lich exakt kalkulierbar ist und sich ausnahmslos alle, 
die einigermaßen am Leben hängen, darauf einstel­
len müssen. So hofft jeder Mensch zwar, em Alter zu 
erreichen, das jenseits seiner Lebensarbeitszeit liegt, 
aber er muß dann auch für diese Zeit entweder selbst 
ökonomisch vorsorgen oder es zumindestans akzep­
tieren, daß der Staat mit seinen gesetzlichen Siche­
rungssystemen ihn dazu zwingt. 

Die Bereitschaft, sich gegen das Altersrisiko (genauer 
eigentlich: gegen das in der Regel damit verbundene 
Ausscheiden aus dem Erwerbsleben) zu sichern, 1st 
sicherlich höher als bei anderen Risiken wie etwa 
Krankheit, Invalidität, Arbeitslosigkeit, Feuer oder 
Diebstahl, weil der Risikofall ja durchaus eintreten soll 
und weil er objektiv belegbar 1st, die Versichertenge­
meinschaft also nicht Zweifel hegen muß, ob die An­
sprüche, für die sie aufkommen soll, auch gerechtfer­
tigt sind. Dies erscheint tnvial, dürfte aber für die Ak-
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zeptanz von Sicherungssystemen, d1e in hohem 
Maße auf Umverteilung von Einkommen basieren, 
sehr förderlich sein. Über Ausprägungsformen der 
Frühverrentung oder über die Anrechnung gewisser 
beitragsloser Zeiten des Wehrdienstes, der Ausbil­
dung oder der Kinderbetreuung mag politisch hart ge­
rungen werden, aber das versicherungsmathema­
tisch ansonsten durchaus bedeutsame Phänomen 
der Disvalenz - trotz fixierter Leistung und Gegenlei­
stung versucht der einzelne Versicherungsnehmer 
aus der Versicherung herauszuholen, was herauszu­
holen ist, und erhöht so Schadenswahrscheinlichkeit 
und Schadensumfang autonom über die vorher kal­
kulierte Höhe des objektiven und subjektiven Risikos 
hinaus 1 - existiert bei der Alterssicherung nicht. Auch 
Moral hazard, d. h. die Überinanspruchnahme von 
Leistungen durch Trittbrettfahrer des Systems, die 
sich ganz oder teilweise um Beiträge herumdrücken, 
aber darauf spekulieren, im Risikofall doch wie ge­
nuin Berechtigte behandelt zu werden, wird durch 
Zwangsmitgliedschaft in der staatlichen Alterssiche­
rung weitgehend ausgeschaltet. 

ln aller Regel ist die Vorsorge für das Alter ein Pro­
zeß, der das ganze Erwerbsleben dauert und sich 
weitgehend in eigens dafür geschaffenen Siche­
rungssystemen vollzieht. Daher liegt es - selbst wenn 
jede Art von Vorsorge letztlich auch der Situation im 
Alter zugute kommen kann - nahe, die Altersvorsor­
ge definitorisch auf jene Transaktionen zu reduzieren, 
die erklärtermaßen den Anspruch auf Leistungen be­
gründen, die erst mit Erreichen eines bestimmten 
Alters fällig werden. Wir unterscheiden hier zunächst 
grob die individuell organisierte, freiwillige Altersvor­
sorge in Form von Kapitallebensversicherungen, die 
betriebliche und die vom Staat organisierte Altersvor­
sorge Häufig wird für diese Trichotomie das Bild von 
den drei Säulen der Alterssicherung bemüht.2 

Soweit die Unternehmen für ihre Mitarbeiter Pensi­
onsfonds einrichten oder sich zu deren Gunsten an 
solchen Fonds beteiligen, spricht man allgemein von 
(betrieblicher) Altersversorgung, verwendet also ei­
nen passivischen Begriff anstelle der aktivischen 
.. Vorsorge". Vom Sprachverständnis her erscheint 
"Altersversorgung" als der umfassendere Begriff, der 
nicht nur den im Erwerbsleben laufenden Prozeß der 
Vorsorge, sondern auch den der Nutznießung im Al­
ter umschließt und eher das Sicherungssystem als 

1 Der Schaden weicht zunehmend vom ursprünglichen Äqui­
valent ab, daher der Ausdruck Disvalenz. Forster, S. 88 

2 So Farmy, S. 166. Schmahl (1996, S. 41 0) hält es für 
Deutschland für treffender. von einem Drei-Schichten­
System zu sprechen, da hier auf den Regel-Alterssiche­
rungssystemen die ergänzende betriebliche Alterssiche­
rung aufbaut und als dritte Schicht die verschiedenen 
Formen zusätzlicher freiwilliger Altersvorsorge hinzu­
kommen. 
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Ganzes meint.3 Wie auch immer: Das Thema Alters­
vorsorge wird h1er im systemischen Sinne verstanden 
und behandelt und soll den intertemporalen Bogen 
von Anspruchserwerb bis zur Nutznießung umspan­
nen. 

Altersvorsorge ist ihrem Wesen nach eine hochindivi­
duelle, mit der Existenzsicherung jedes emzelnen 
Menschen unlösbar verknüpfte Angelegenheit von 
langfristigem Kalkül über mehrere Lebensabschnitte 
hinweg. Dem Individuum erscheint Altersvorsorge als 
intertemporale Wirkungskette von Leistung und Ge­
genleistung. Soweit sich die Vorsorge m der Bildung 
von Finanz- oder Sachkap1tal ausprägt, sind auch 
gesamtwirtschaftlich diejenigen Aggregate betroffen, 
denen man, wie etwa der Ersparnis, den Investitio­
nen, den Abschreibungen oder den Vermögensein­
kommen, von vornherein eine intertemporale Ausrich­
tung zubilligt. Soweit sich die Vorsorge darin aus­
prägt, daß die Menschen freiwillig oder obligatorisch 
Mitglied in einem staatlichen Rentensystem sind, in 
das sie Beiträge einzahlen (früher sprach man wegen 
der Verwendung von Beitragsmarken sehr plastisch 
vom "Kleben") und im Alter dann Leistungen erhalten, 
handelt es sich gesamtwirtschaftlich gesehen aber 
um Vorgänge der reinen Umverteilung zwischen ge­
genwärtig lebenden Personen. Dies gilt auch dann, 
wenn sich das System nicht des Umlageverfahrens 
bedient, sondern ganz oder teilweise kapitalfundiert 
ist. Denn .,in realwirtschaftlicher Sicht unterscheiden 
sich kapitalmäßig fundierte Verfahren und Umlage­
verfahren 1m Grunde nicht, da stets der Konsum nicht 
mehr erwerbstätiger Menschen aus dem laufenden 
Sozialprodukt gedeckt werden muß'<4. 

3 Die Begriffe Vorsorge und Versorgung werden teilweise 
auch anders gedeutet. Schmäh! (1996, S. 412) versteht 
unter~ Versorgungselementen" den Solidarausgleich und 
den sozialen Ausgleich, bei dem interpersonell sehr vtel 
stärker umverteil! werde als bei .. Vorsorgekonzeptionen". 
Laut Farmy (S. 166) wird unter Versorgung im allgemei­
nen die Bereitstellung von Mitteln in bestimmten Fällen 
wie Krankheit, Invalidität oder Alter an solche Personen 
verstanden, die dem Versorgungsträger, der in der Regel 
der Staat ist, besondere Leistungen oder Opfer gebracht, 
aber kein spez1elles Entgelt gezahlt haben. Farrny grenzt 
damit die Versorgung etwa der Beamten oder der Kriegs­
opfer von der Sozialversicherung ab. 

4 Schmäh! (1977b), S. 656. ln der wissenschaftlichen Dis­
kussion ist dieser Zusammenhang als .,Mackenroth­
These" bekannt. Gerhard Mackenroth, namhafter Natio­
nalökonom und Bevölkerungswissenschaftler am Institut 
für Weltwirtschaft tn Kiel, formulierte 1957 als "Prinzip der 
Einheit des Sozialbudgets: Es gibt nur eine Quelle allen 
Sozialaufwands, das laufende Volkseinkommen" (zitiert 
nach Glismann und Horn, S. 315). Glismann und Horn, 
ebenfalls vom Institut für Weltwirtschaft in Kiel, bezeich­
nen es als Fehler im Ansatz Mackenroths, daß Kapitaler­
träge aus einem für das Alter angelegten Kapitalstock in 
seiner Betrachtung der Alterssicherung nicht vorkommen 
(S. 315). 
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ln welcher Ausprägung auch immer: Weil nahezu alle 
Menschen Altersvorsorge betreiben und die dafür 
eingesetzten M1ttel beträchtlich sind, ist sie von hoher 
gesamtwirtschaftlicher Bedeutung. Wenn sie in staat­
liche Alterssicherungssysteme eingebettet ist, dann 
sind in der Regel alle Elemente des Einkommens­
kreislaufs berührt: Einkommensentstehung, Einkom­
mensverteilung, Einkommensumverteilung und Ein­
kommensverwendung. Es gibt eine hohe Wechsel­
wirkung zwischen der Ausgestaltung und Inan­
spruchnahme der Alterssicherungssysteme und der 
Volkswirtschaft, deren integraler Bestandteil sie sind. 
Wenn also über Entwicklungen und Reformen von 
Alterssicherung gesprochen wird, ist im Prinzip ein 
umfassender Ansatz erforderlich.s Es liegt nahe, der 
Frage einmal nachzugehen, inwieweit die für solche 
umfassenden Ansätze prädestinierten Volkswirtschaft­
lichen Gesamtrechnungen (VGR) den analytischen 
Ansprüchen standhalten. 

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen sind interna­
tional vereinbarte, auf die Vergleichbarkeit von ver­
schiedenen Volkswirtschaften ausgerichtete statisti­
sche Gesamtsysteme mit hoher innerer Konsistenz 
und dem Anspruch, hochkomplexe Verflechtungsbe­
ziehungen überschaubar und transparent zu machen. 
Ihre Systemische Klarheit legt es für das Thema die­
ses Aufsatzes nahe, daß man ihren Klassifikationen, 
ihrer Definitionskompetenz folgt. Das erst kürzlich 
revidierte, international vereinbarte System der Ge­
samtrechnung6 zeigt, wie im übrigen auch schon vor 
seiner Revision, für die verschiedenen Grundkon­
zepte der Alterssicherung sehr differenzierte Bu­
chungskonzepte auf, die es hier natürlich darzustel­
len g1lt. 

Die analytischen Ansprüche an die VGR sind auf 
zwei Diskussionsfeldern zu erwarten. Zum einen aus 
der stark politisch durchwirkten Diskussion heraus, 
wie die real existierenden Alterssicherungssysteme 
verbessert werden können, und zum anderen aus der 
wissenschaftlichen Diskussion heraus, die - natürlich 
aus Anlaß der drängenden Probleme in der realen 
Welt - insbesondere den in den letzten Jahren ent­
WICkelten Modellen intergenerativer Belastungsrech­
nungen gilt. Auf das Generational Accounting, wie die 
intergenerative Belastungsrechnung in den USA, im 
Land ihres geistigen Ursprungs, genannt wird, w1rd 
im hinteren Teil dieses Beitrages eingegangen. 

Zunächst soll auf die derzeitige Rentendiskussion ein 
kurzes Schlaglicht geworfen werden, bevor dann ge­
schildert wird, wie die ökonomischen Vorgänge der 
Alterssicherung im System der VGR verbucht wer­
den. Dabei ist zu prüfen, inwieweit das Instrumente-

s Schmähl {1996), S. 409 
6 Commission of the European Communities et al., System 

of National Accounts 1993 
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rium der VGR, so wie es sicherlich noch etliche Jahre 
Bestand haben wird, die analytisch relevanten As­
pekte der Alterssicherung, insbesondere die speziell 
der Alterssicherung zuzurechnenden Interpersonellen 
und intertemporalen Umverteilungsvorgänge, sichtbar 
macht, oder ob es angebracht wäre, für diese sehr 
spezielle Problematik an die herkömmlichen VGR ein 
Satellitensystem anzuflanschen, wie man es für 
andere gesellschaftlich bedeutsame Fragestellungen 
auch schon praktiziert hat und wie es es in Gestalt 
des jährlichen von der Bundesregierung im Sozial­
bericht veröffentlichte Sozialbudgets7 zum allerdings 
weiter gespannten Thema der sozialen Sicherung ja 
bereits gibt. 

Zur Diskussion um die Zukunft 
der Alterssicherung in Deutschland 

ln Deutschland gibt es seit Bismarcks Ze1ten ein 
Grundsystem staatlich angeordneter und mit Zwangs­
abgaben finanzierter Sozialversicherungen, das auch 
heute noch das Gerüst der organisierten Daseinsvor­
sorge bildet. Nachdem 1889 die Invaliden- und Alters­
versicherung zunächst nur für Arbeiter und ohne 
Hinterbliebenenversorgung eingeführt worden war, 
wurde 1911 die heutige Rentenversicherung auf An­
gestellte und Hinterbliebene8 ausgeweitet. Mit der 
Versicherungspflicht, der Selbstverwaltung und der 
gesetzlichen Regelung von Leistungen und Beiträgen 
sind wesentliche Strukturmerkmale - wenn man von 
der zwischenzeitliehen Aufhebung der Selbstverwal­
tung im Dritten Reich einmal absieht - bis heute er­
halten geblieben. 9 

ln der Bundesrepublik Deutschland stellt die "große 
Rentenreform'' von 1957 emen Meilenstein dar. Da­
mals entschied man sich, nachdem man mit kapital­
fundierten Systemen bei der Hyperinflation von 1923, 
beim kriegsbedingten wirtschaftlichen Zusammen­
bruch und bei der Währungsreform von 1948 nicht 
nur gute Erfahrungen gemacht hatte, für ein umlage­
finanziertes, völlig neues System der Rentenfinanzie­
rung. Schon damals spielten in der Diskussion ani­
mositäre Vorbehalte gegen eine völlig kollektivische, 
rein auf Umverteilung angelegte Ausrichtung der 

7 Bei Einführung des Sozialbudgets im Jahre 1968 gab es 
den Begriff Satellitensystem noch nicht. 

s Die Einführung der Hinterbliebenenversorgung war für 
die damalige Zeit ohne Zweifel ein großer sozialer Fort­
schritt. Heute ist sie Gegenstand von Reformansätzen. 
Es wird vorgeschlagen, die Versicherungspflicht nicht 
mehr an das .,Arbeitsverhältnis" zu knüpfen, sondern alle 
erwachsenen Personen in eine eigenständige Beitrags­
pflicht zu nehmen, um so Fehlallokationen zu vermeiden 
und den Solidargedanken zu stärken. Siehe hierzu den 
Vorschlag des "Voll Eigenständigen Systems" bei Rolf 
und Wagner. 

9 Farny, S. 166 
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Rentenversicherung eine große Rolle. D1e Auseinan­
dersetzungen darüber fanden auch innerhalb der 
CDU statt, die damals führende Regierungspartei 
war. Die Entscheidung für das Umlagesystem wurde 
als Sieg Adenauers über die Wirtschaftsliberalen um 
Ludwig Ehrhardt gesehen.10 Mit der Rentenreform 
1957 wurde außerdem die, wie sie fortan genannt 
wurde, dynamische Rente eingeführt, also die Kopp­
lung der Rentenentwicklung an die der Bruttolöhne. 
Seit 1992 allerdings ist für die jährliche Rentenan­
passung nicht mehr der Brutto-, sondern der Netto­
lohn die Bezugsgröße.11 

Oie staatlichen Systeme zur Sicherung des Alters 
sind gegenwärtig die Rentenversicherungen der Ar­
beiter und Angestellten, die Knappschaftliehe Ren­
tenversicherung, die Altershilfe für Landwirte und die 
Zusatzversorgungseinrichtungen 12 für Angestellte und 
Arbeiter des Bundes, der Länder, der Gemeinden 
und anderer öffentlicher Körperschaften. Unter die 
Regelungsgewalt des Staates fällt, obwohl man sie 
im allgemeinen nicht zu den institutionalisierten Sy­
stemen rechnet, auch die Altersversorgung der Be­
amten. 

Diese Transfersysteme sind in Deutschland, wie wohl 
in ähnlicher Weise in allen anderen hochentwickelten 
Volkswirtschaften, parallel zur wirtschaftlichen Ent­
wicklung ausgebaut und verfeinert worden. ln vielen 

10 Eine sehr plastische Schilderung der Beweggründe Ade­
nauers und der der Reformgegner, zu denen auch Fi­
nanzminister Schäffer und der Koalitionspartner FDP ge­
hörten, findet sich in der Adenauer-Biografie von Hans­
Pater Schwarz (Adenauer, Der Staatsmann: 1952-1967, 
Stuttgart 1991 , S. 280 ff). Schwarz hält es für gerechtfer­
tigt, von der "Adenauerschen Rentenreform· zu spre­
chen. 

11 Genauer: Die Renten und Rentenanwartschaften wer­
den jährlich zum 1. Juli so angepaßt, wie im voraufge­
gangenen Jahr die Löhne unter Berücksichtigung von 
Belastungsveränderungen durch Steuern und Sozialbei­
träge angestiegen sind. Daß diese Nettoanpassung nicht 
zu einer Doppelbelastung der Rentner führt, soweit s1e 
aus ihrer Rente Krankenverstcherungsbeiträge, Beiträge 
zur Pflegeversicherung oder Steuern zahlen, wird durch 
etnen Korrekturfaktor vermieden. Das Sozialgesetzbuch 
VI legt in § 68 das Rechenverfahren fest und bestimmt 
als Datenbasis die Volkswirtschaftlichen Gesamtrech­
nungen. Bis zur Verwirklichung einheitlicher Einkom­
mensverhältnisse in ganz Deutschland ist die Berech­
nung für Ost- und Westdeutschland gesondert zu rech­
nen(§ 254c SGB VI). Diese Biregionalisierung leistet 
derzeit noch das Statistische Bundesamt, sie ist in ab­
sehbarer Zeit aber vom Arbeitskreis VGR der Länder zu 
übernehmen. 

12 Die Zusatzversorgungseinrichtungen im öffentlichen 
Dienst basieren auf Tarifverträgen. Sie als "staatlich" zu 
klassifizieren, wetl der Arbeitgeber zum Staat oder zu 
den öffentlichen Wirtschaftsunternehmen rechnet, mag 
man durchaus problematisieren. 
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Staaten hat sich schon sehr früh die Trennung in ei­
nen staatlich gelenkten und in einen privatwirtschaft­
lieh organisierten Teil verfestigt. Oie Systeme staatli­
cher Alterssicherung sind immer noch international so 
verschieden, daß die Diskussionen um ihre Wetter­
entwicklung - wenn man vom theoretischen Diskurs 
über die Möglichkeit intergenerativer Lastverschie­
bung einmal absieht - weitgehend national geführt 
werden und sich dabei im wesentlichen an den real 
existierenden Verhältnissen im Lande orientieren, 
wobei aber durchaus auch auf nachahmenswerte Lö­
sungen in anderen Ländern verwiesen wird. 

ln der gegenwärtigen Rentendiskussion in Deutsch­
land wiederholen sich die Vorbehalte gegen das Um­
lageverfahren. Sie werden heute als Forderung arti­
kuliert, dem Subsidiaritätsprinzip und der Einzelvor­
sorge wieder mehr Geltung zu verschaffen. Der neo­
liberale Zeitgeist fordert den Systemwechsel - weg 
vom Solidarsystem, hin zu mehr privater Vorsorge, so 
Marie-Luise Hauch-Fleck in der ZEIT vom 14. März 
1997. Glismann und Horn sehen die Begriffe ,.Ge­
nerationenvertrag" und .. Solidargememschaften" als 
Euphemismen, da es keinen solchen Vertrag gebe 
und da von Solidarität im Grunde nur bei Freiwilligkeit 
gesprochen werden könne. Sie unterscheiden zwangs­
wirtschaftlich-sozialistische und freiheitlich-kapitalisti ­
sche Extremformen geldwirtschaftlicher Alterssiche­
rung und ordnen das in Deutschland derzeit prakti­
zierte Umlageverfahren letztlich der ersten Gruppe zu 
(S. 312). Im Ergebnis ihrer Modellanalysen kommen 
sie zu dem Schluß, daß das derzeitige System die 
Beitragszahler deutlich schlechter stelle als ein ,.ech­
tes Kapitalstockverfahren, in dem die Beiträge als in­
dividuelle, verzinsliche (und vererbbare) Ersparnis bei 
freier Wahl des Finanzintermediärs angelegt werden" 
(S. 343). 

ln ähnlicher Richtung äußert sich auch der Sachver­
ständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaft­
lichen Lage in seinem Herbstgutachten 1996, wo er 
dem Thema soziale Sicherung ein eigenes Kapitel 
mit einem deutlichen Schwergewicht bei der Alterssi­
cherung gewtdmet hat. Er vertritt die Auffassung 
(Ziffer 408), daß kapitalfundierte anstelle umlagefi­
nanzierter Systeme die gesamtwirtschaftliche Er­
sparnis erhöhen und über eine höhere Investitions­
quote auch das wirtschaftliche Wachstum beflügeln 
würden.13 Schmähl (1996, S. 413) weist darauf hin, 

13 ln den Vereinigten Staaten hat es zu der Frage, ob die 
dort so genannten .pay as you go"-Systeme der (umla­
georientierten) Alterssicherung die gesamtwirtschaftliche 
Ersparnis drosseln oder nicht, eine interessante wissen­
schaftliche Diskussion gegeben, die nach deren Expo­
nenten Robert J. Barro und Martin Feldstein als Barro­
Feldstein-Kontroverse in die jüngere Dogmengeschichte 
einging (siehe hierzu im einzelnen Glismann und Horn, 
s. 313 ff) . 
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daß die dabei unterstellten Wirkungsketten umstritten 
seien. Er mahnt an, den Unterschied zwischen Fi­
nanz- und Realkapital zu berücksichtigen, denn die 
Verfügbarkeit von Finanzmitteln garantiere noch 
keine guten, sicheren und produktivitätsfördernden 
Anlagemöglichkeiten oder Anlageentscheidungen. 
Schmähl weiter (S. 417): .. Was w1r gegenwärtig in 
Deutschland erleben, ist keine Krise aufgrund der Al­
terung der Bevölkerung, auch wenn es Tendenzen 
gibt, einen 'Generationenkonflik1' gezielt zu schüren. 
Was wir haben, ist eine Vertrauenskrise aufgrund ei­
ner in der Öffentlichkeit nicht klar erkennbaren Per­
spek1ive, keinen klaren Vorstellungen über die Ent­
wicklung in der Zukunft und den einzuschlagenden 
Weg" 

Die Facetten der Diskussion sind zahlreich und viel­
fältig. Sie seien hier lediglich durch einige Leitfragen 
skizziert, die in dieser allgemeinen Form auch außer­
halb Deutschlands anstehen: 

- Was ist das vorrangige Ziel der staatlichen Sy­
steme: Die Vermeidung von Altersarmut oder die 
lebenszeitliche Verstetigung des Einkommens? 

- ln welchem Umfang sollen die staatlichen Systeme 
Elemente einer Grund- oder Mindestversorgung 
enthalten, also Elemente, die von vornherein 
schon auf interpersonelle Umverteilung angelegt 
sind? 

- Wieviel Alterssicherung soll privat, also in der Re­
gel auf freiwilliger Basis, und wieviel soll staatlich, 
also 1n der Regel obligatorisch, organisiert wer­
den?14 

- Sollen die staatlichen Systeme auch für wirt­
schaftspolitische oder sonstwie zweckfremde Ziele 
und Aufgaben eingespannt werden oder soll strik1 
der Vorstellung gefolgt werden, daß für die Versi­
cherten Leistung und Gegenleistung möglichst 
äquivalent sind? 

- Sollen schon bei der ordnungspolitischen Entschei­
dung für oder gegen eine Variante des Sicherungs­
systems wirtschaftspolitische Aspek1e wie etwa die 
Beeinflussung der volkswirtschaftlichen Sparquote 
eine Rolle spielen? 

14 Oie Begriffspaare privaVstaatlich und freiwillig/obligato­
nsch sind nicht so klar dichotom verwendbar, wie es die 
Fragestellung vielleicht nahelegt. Sie sind auch nur be­
grenzt synonym. ln Deutschland gibt es den Sonderfall, 
daß die Pflegeversrcherung, die ja eine spezielle Form 
der Alterssicherung darstellt außerhalb der staatlichen 
Sicherungssysteme, aber obligatorisch ausgestaltet ist 
(s. Schmähl 1996, S. 41 0). Ob die Zusatzversorgungs­
systeme im öffentlichen Dienst als "staatlich" gelten 
können, ist fraglich Darauf wurde bereits hingewiesen. 
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- Sollen - zugunsten einer Verstetigung der Bei­
tragslast oder als Äquivalent für versicherungs­
fremde Leistungen - Defizite der Rentenversiche­
rungen aus dem allgemeinen Steueraufkommen 
ausgeglichen werden oder umgekehrt Überschüs­
se der Rentenversicherungen für Gegenwartskon­
sum oder Investitionen des Staates verwendet 
werden? 

- Wie kann verhindert werden, daß sich die Lasten 
der Alterssicherung bei Verwerfungen im Alters­
aufbau der Bevölkerung Intergenerativ ungleich 
verteilen? 

- Soll auch in den staatlichen Systemen ein höherer 
Anteil der Leistungen kapitalfundiert sein, also das 
reine Umlageverfahren zurückgefahren werden? 

- Inwieweit soll der Staat, wenn die Kapitalfundie­
rung in den Systemen ausgebaut werden sollte, 
auf die bedeutenden Kapitalsammelstellen eine 
Wirtschaftspolitisch motivierte Lenkung ausüben? 

Diese Fragen sind nicht trennscharf voneinander 
formuliert. Sie decken wohl auch nicht völlig das 
Spektrum der Diskussion ab, sollen sie aber auch nur 
grob umre1ßen. Die Volkswirtschaftlichen Gesamt­
rechnungen können zu ihrer Beantwortung auch nur 
einen mittelbaren, begrenzten Beitrag leisten. Auf das 
Konto der VGR geht u. a. die Erkenntnis, daß alle 
Einkommen und besonders der Konsum nur aus dem 
lautenden Sozialproduk1 herkommen können, was 
we1ter vorn als .. Mackenroth-These" bezeichnet wor­
den ist. Zu den empirisch bedeutsamen Resultaten 
der VGR gehört, daß in Deutschland derzeit bereits 
die privaten Haushalte mehr Geldvermögen bilden, 
als die Unternehmen an Krediten für ihre Investitio­
nen benötigen, daß also ein Kapitalstock der Renten­
versicherung wohl größtenteils beim Staat und im 
Ausland angelegt werden müßte. 

ALTERSVORSORGE IM ESVG 

Überblick 

Für die Fiskalkriterien des Maastricht-Vertrages und 
für die Berechnung eines Teils der EU-Finanzierung 
sind die Ergebnisse der Volkswirtschaftlichen Gesam­
trechnungen maßgeblich. Die VGR der Mitgliedstaa­
ten der EU muß daher einheitlich codifiziert sein. Für 
die Verbuchungsregeln gilt das Europäische System 
Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG). 
Dessen jüngst revidierte, auf das weltweit vereinbarte 
System of National Accounts 1993 abgestimmte Fas­
sung ist ab April 1999 für die Mitgliedstaaten in der 
Datenbereitstellung für die EU verbindlich. Wenn im 
folgenden auf das ESVG Bezug genommen wird, 
dann auf seine revidierte Fassung 1995, auch wenn 
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d1e derzeitigen amtlichen Gesamtrechnungen in 
Deutschland wie auch anderswo noch nicht auf diese 
Fassung umgestellt sind. 

Das ESVG 1st ,.ein mternational vereinheitlichtes 
Rechnungssystem, das systematisch und detailliert 
eine Volkswirtschaft (Region, Land, Ländergruppe) 
mit ihren wesentlichen Merkmalen und den Bezie­
hungen zu anderen Volkswirtschaften beschreibt" 
(Ziffer 1 01 ESVG). Es dient u. a. der Analyse und 
Bewertung der Entwicklung einer Volkswirtschaft im 
Zeitablauf, w1e z. B. der Analyse von wirtschaftlichem 
Wachstum, von Veränderungen der Wirtschaftsstruk­
tur und der Preise (Ziffer 1.03c). 

ln den im ESVG explizit als Be1sp1ele genannten 
Zwecken fehlt die Analyse intergenerativer Bezie­
hungen. Das mag daran liegen, daß die genannten 
Beispiele für ausreichend gehalten wurden. Das kann 
aber auch daran liegen, daß in das neue ESVG zwar 
eme Reihe von intertemporalen Aspekten auf teil­
weise sogar spitzfindig anmutende Weise (Umbewer­
tungsgewinne) Berücksichtigung gefunden haben, 
daß aber die Behandlung der Altersvorsorge tatsäch­
lich nicht im Vordergrund der Revisionsbemühungen 
stand. Oie im folgenden zu schildernde Methodik hat 
sich gegenüber der Fassung vor der Revision im 
Kern wenig geändert. Wo es der Fall ist, wird per 
Fußnote darauf hingewiesen 

Das ESVG unterscheidet konzeptionell zwischen 

- Versicherungen im Rahmen des Sozialschutzes, 
- Lebensversteherungen und 
- Schadenversicherungen. 

Für das Thema Altersvorsorge sind nur die beiden 
ersten Kategorien relevant. Oie remen Risikolebens­
versicherungen rechnet das ESVG den Schadenver­
sicherungen zu. Bei den Schadenversicherungen 
sieht das ESVG keine Veranlassung, einen mehrere 
Jahre umspannenden Auf- oder Abbau eines Dek­
kungsvermögens gesondert zu berücksichtigen, son­
dern sieht versicherungstechnische Rückstellungen 
nur für Prämienüberträge am Jahresende und für be­
reits eingetretene, aber noch nicht abgerechnete 
Versicherungsfälle vor15. Auf die Kapitallebensversi-

15 Dies ist durchaus problematisch. ln Deutschland müssen 
seit 1994 auch private Krankenversicherungen, also 
Schadenversicherer, unter zusätzlicher Beitragsbela­
stung der jüngeren Versteherlen Alterungsrückstellungen 
bilden, wenn ihre derzeitige Versichertenklientel noch 
uberproportlonal viele junge Leute mit günstigem Morbi­
ditätsrisiko umfaßt (§ 12 Versicherungsaufsichtsgesetz 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Dezember 
1992 in Verbtndung mtt § 341 f HGB). Die pnvate Kran­
kenversicherung darf, wie es Im Gesetz heißt, ,.nur nach 
Art der Lebensversicherung betrieben werdenu, d. h. sie 
muß äußerst langfristig kalkulieren. 

Statistische Monatshefte 611997 ~ Stabstisches Landesamt Schlesw•g·Holste•n 

Aufsätze 

cherungen, im ESVG auch Einzellebensversicherun­
gen genannt, wird noch gesondert eingegangen. 

Die Begriffe .. Kapitaldeckungsverfahren" und .. Um­
lageverfahren" sind in der deutschen Fassung des 
ESVG bewußt vermieden worden. Die englischen 
Termini .,funded" und .. unfunded" hat man stattdessen 
übersetzt als ,.mit speziellen Deckungsmitteln finan­
ziert" und .,ohne spezielle Deckungsmittel". Nach dem 
neuen ESVG ist die deutsche gesetzliche Renten­
versicherung ein System mit speziellen Deckungsmit­
teln, auch wenn die speziellen Oeckungsmittel, also 
die Beiträge, quasi sofort zur Rentenzahlung verwen­
det werden. Ob die neuen Begriffe in den Sprachge­
brauch der Rentenfachleute Eingang finden, bleibt 
abzuwarten. Der Begriff ,.Umlageverfahren" hat im 
derzeitigen Rentenrecht immerhin den Status einer 
Legaldefinitton (§ 153 SGB VI), stößt aber durchaus 
auch auf Kntik (siehe Glismann und Horn, S. 312f). 

Als Sozialschutzsysteme bezeichnet das ESVG Ver­
sicherungssysteme, bet denen 

- Arbeitnehmer oder 
- andere natürliche Personen oder 
- Arbeitgeber für ihre Arbeitnehmer 

Sozialbeiträge entrichten und damit für diese Arbeit­
nehmer oder andere Bettragszahler, ihre Angehöri­
gen oder Hinterbliebenen einen Anspruch auf Soziai­
schutzleistungen sichern. 

Altersvorsorge im ESVG 1995 

Altersvorsorge über Sozialschutzsysteme 

Sozialversicherungssysteme des Staates 

ohne spezielle Deckungsmittel 
mit speziellen Deckungsmitteln finanziert 

Andere Sozialschutzsysteme 

ohne spezielle Deckungsmittel 
hierzu rechnet in Deutschland 
auch die Beamtenversorgung 

mit speziellen Deckungsmitteln finanziert 
rechtlich selbständige Pensionskassen 
rechtlich unselbständige Pensionskassen 

Altersvorsorge über Einzellebensversicherungen 
(ohne reine Risikoversicherungen) 

sonstige Altersvorsorge 

Bei den Versicherungen im Rahmen des Sozialschut­
zes unterscheidet das ESVG Sozialversicherungssy­
steme des Staates und (andere) Sozialschutzsyste-
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me, letztere unterteilt nach solchen mit und ohne spe­
zielle DeckungsmitteL Der Begriff Sozialversicherung 
ist im ESVG reserviert für Systeme, die von staat­
lichen Einheiten vorgeschrieben, kontrolliert und fi­
nanziert werden und die - so ein weiteres Kriterium -
die gesamte Bevölkerung oder weite Kreise der Be­
völkerung einbeziehen. 

Die Gliederung der Sozialschutzsysteme im ESVG ist 
wegen der sehr abstrakten und teilweise ähnlich klin­
genden Begriffe vielleicht wenig eingängig. Hilfreich 
mag da außer dem Schema auch die Warnung vor 
dem Umkehrschluß sein: So wie ein Haus immer 
auch ein Haufen Steine, aber nicht jeder Haufen 
Steine ein Haus ist, rechnen Sozialversicherungssy­
steme immer zum Staat (sie bilden dort einen eige­
nen Untersektor), aber mcht jedes staatlich betrie­
bene Sozialschutzsystem ist eine Sozialversicherung. 

Die deutschsprachige Fassung des ESVG definiert 
den Teilsektor Sozialversicherung etwas griffiger. 
Danach umfaßt dieser Teilsektor alle institutionellen 
Einheiten des Bundes, der Länder und der Gemein­
den, deren Haupttätigkeit darin besteht, Soziallei­
stungen zu gewähren, und die folgende zwei Kriterien 
erfüllen: 

a) Bestimmte Bevölkerungsgruppen sind aufgrund 
gesetzlicher Regelungen zur Teilnahme an dem 
System oder zur Beitragszahlung verpflichtet, und 

b) der Staat legt die Beiträge und Leistungen fest und 
übernimmt insofern, unabhängig von seiner Auf­
sichtsfunktion, einen Teil der Leitung. 

Die Beamtenversorgung deutschen Musters gehört 
nicht zur Sozialversicherung. Sozialschutzsysteme, 
die der Staat - oder auch ein zu ihm gehörendes Un­
ternehmen mit .,Beamtenhoheit'' - für seine eigenen 
Arbeitnehmer betreibt, rechnen zu den ,,anderen" 
Schutzsystemen. Die Sozialschutzsysteme ohne 
spezielle Deckungsmittel, wie sie in Deutschland für 
die Beamtenversorgung üblich sind, bilden keine von 
den (öffentlichen) Arbeitgebern getrennten institutio­
nellen Einheiten, sie rechnen als Hilfstätigkeit zum 
gleichen institutionellen Sektor wie der Arbeitgeber, 
sei es nun eine Gebietskörperschaft (Sektor Staat), 
ein Unternehmen des Bahn-. Post- oder Telekom­
munikationswesen (Sektor nichtfinanzielle Kapitalge­
sellschaften) oder etwa die Bundesbank (Sektor fi­
nanzielle Kapitalgesellschaften). 

Wenn allerdings das Schutzsystem des Arbeitgebers 
mit speziellen Deckungsmitteln finanziert wird und 
dann auch eine eigene institutionelle Einheit bildet, 
also rechtlich selbständig ist, rechnet es zu den Pen­
sionskassen und damit zum Sektor der finanziellen 
Kapitalgesellschaften. Dies gilt für den Fall, daß der 
Arbeitgeber dem Sektor Staat angehört, sogar dann, 
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wenn er die Kapitalfundierung ausschließlich oder 
überwiegend aus eigenen Schuldtiteln bestreitet.16 
Die rechtlich selbständigen Pensionskassen erhalten 
sowohl von den Arbeitgebern als auch von den Ar­
beitnehmern Sozialbeiträge. Sie sind für die Verwal­
tung der eingebrachten Mittel und für die Zahlung der 
Sozialleistungen verantwortlich. 

Von rechtlich unselbständigen Pensionskassen spricht 
das ESVG, wenn Arbeitgeber zwar spezielle Rück­
stellungen für die Zahlungen von Sozialleistungen bil­
den und diese Rückstellungen von ihren sonstigen 
Rückstellungen getrennt halten, aber für dieses Sy­
stem keine getrennten InStitutionellen Einheiten bilden. 

Im folgenden werden die wichtigsten. im ESVG spe­
ziell behandelten Ausprägungen der Altersvorsorge 
näher beleuchtet. Auf die im Schema der Vollständig­
keit halber genannten sonstigen Arten der Altersvor­
sorge, also etwa die Bildung von Sach- oder Finanz­
vermögen mit dem Ziel, daraus im Alter Erträge oder 
- 1m Falle des Eigenheims oder Altenteils - Kosten­
vorteile zu erzielen oder es nach und nach zu veräu­
ßern, wird nicht mehr weiter eingegangen. 

Die gesetzliche Rentenversicherung 

Der Versorgungskreislauf von Beiträgen und Leistung 
von Sozialversicherungssystemen ist in den VGR 
trotz einiger Umwegbuchungen vergleichsweise klar 
umnssen: Die (tatsächlichen) Sozialbeiträge der Ar­
beitgeber gelten kreislauftechnisch als Teil des Ar­
beitnehmerentgelts und werden - zusammen mit 
dem Arbeitnehmeranteil - so gebucht, als würden sie 
von den Arbeitnehmerhaushalten an die Sozialversi-

16 Hier greift eine der beiden revisionsbedingten Änderun­
gen, auf die weiter vorn hingewiesen wurde: Im alten 
ESVG (und SNA) hatten Pensionskassen der Arbeitge­
ber, auch im Falle des Staates. zum Sektor des Arbeit­
gebers gehört, wenn sie zwar rechtlich selbständig wa­
ren, aber ihr Kapitallediglich aus eigenen Schuldtiteln 
oder aus gesonderten Rückstellungen des Arbeitgebers 
bestand. FLir nichtstaatliche Arbeitgeber gilt diese Rege­
lung auch weiterhin (siehe SNA, Annex I, Ziffer 26), für 
staatliche Arbeitgeber nicht mehr. Die Versorgungsan­
stalt für Angestellte und Arbeiter von Bund und Ländern 
(VBL) und die Zusatzversorgungskassen der Gemein­
den und Gemeindeverbande werden demnach ab Revi­
sion nicht mehr wie bisher zum Staat, sondern als Pen­
sionskassen zum Sektor finanzielle Kapitalgesellschaf­
ten gehören. Im alten ESVG (Ziffer 245) hatten die Zu­
satzversorgungskassen im öffentlichen Dienst n1cht zum 
Subsektor des jeweiligen Arbeitgebers. sondern sogar 
zur Sozialversicherung gehört, weil die Prämie unab­
hängig vom Einzelrisiko kalkuliert wurde. Das Kriterium, 
ob sich die Prämie proportional zum Einzelrisiko bemißt 
(dann Versicherungsunternehmen) oder nicht (dann So­
zialversicherung), ist im neuen ESVG entfallen. 
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cherung gezahlt (rerouting) . Ein Splitting der Beitrage 
w1e bei den Pensionskassen und Versicherungen 
(s. u.) in ein Entgelt für die Dienstleistung des Versi­
cherers einerseits und in den verbleibenden, der 
Versichertengemeinschaft zugute kommenden Teil 
andererseits gibt es nicht. Das heißt, daß die Abwick­
lungskosten des Systems, soweit sie be1 der Renten­
versicherung anfallen, vom Steuerzahler getragen 
werden, also Kollektivkonsum darstellen. Die Renten 
und die anderen Geldleistungen der Sozialversiche­
rung werden ohne Umweg als von der Sozialversi­
cherung an die privaten Haushalte der Empfänger 
gezahlt gebucht. 

Wenn die Rentenversicherung (oder auch ein ande­
rer Träger der Sozialversicherung) einen Beitrags­
tiberschuß und dam1t eine Ersparnis erzielt, ist das 
die Ersparnis der Versicherung und nicht die Erspar­
nis der Versicherten. D1e von der Sozialversicherung 
gebildeten Rückstellungen zahlt das ESVG explizit 
(Ziffer 5.1 02) nicht zu den versicherungstechnischen 
Rückstellungen, sie stellen im ESVG keine Verbind­
lichkeiten, sondern Forderungen (Akt1va) der Sozial­
versicherung dar. 

Die Beamtenversorgung 

Das für die Beamtenversorgung in Deutschland typi· 
sche Verfahren ist in der Terminologie des ESVG em 
Sozialschutz ohne spezielle DeckungsmitteL Es ist 
dadurch gekennzeichnet, daß der Arbeitgeber dafür 
nicht nur keine Rücklagen, sondern auch keine ge­
trennte institutionelle Einheit bildet. Alle Transaktio­
nen finden unmittelbar zwischen Arbeitgeber einer­
seits und aktivem oder ehemaligem Arbeitnehmer 
andererseits statt. Ein Entgelt für die Organisation 
dieses Verfahrens wird, wie bei der Sozialversiche­
rung, nicht erhoben. 

Im ESVG wird davon ausgegangen, daß der (in der 
Regel öffentl ehe) Arbeitgeber seinen Mitarbeitern 
(Beamten), die von d1esem System Leistungen erhal· 
ten sollen, zusammen mit dem Arbeitsentgelt einen 
unterstellten Sozialbeltrag le1stet, den diese dann, 
analog dem rerouting bei den (tatsächlichen) Sozial­
beitragen der Arbeitgeber, an das Sicherungssystem 
ebenso fiktiv zurückzahlen. Diese Umwegbuchung, 
die in Deutschland im übrigen auch für die Beihilfe 
der Beamten 1m Krankheitsfall gilt, ist nötig, damit die 
Arbeitseinkommen der Beamten in den VGR denen 
der Angestellten und Arbeiter zumindest defmitorisch 
etwa vergleichbar smd, zumal gerade beim Staat die 
Personalkosten d1e entscheidende Größe für dessen 
Produktionswert und Wertschopfung und insofern 
unmittelbar sozialproduktsrelevant sind. 

.,Die Höhe dieses unterstellten Beitrages ist unter Zu­
grundelegung der vom Arbeitgeber in Zukunft zu er-
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bringenden Leistungen festzulegen", so das ESVG 
wörtlich.17 ln der Praxis aber, so das ESVG, wird die 
Höhe des Be1trags in der Regel mit der Höhe der im 
laufenden Rechnungszeitraum gezahlten Leistungen 
gleichgesetzt, d. h. die gezahlten Pensionen (oder 
auch die Arztkosten u. ä. der aktiven und der Ruhe· 
standsbeamten) werden ohne Rest auf die Arbeits­
einkommen der aktiven Beamten ,.verteilt". Diese 
Prax1s, d1e dem Beispiel eines lupenreinen Umlage­
verfahrens folgt, führt allerdings nur dann zu plausi­
blen unterstellten Sozialbeiträgen und Arbeitsein­
kommen, wenn mnerhalb der Volkswirtschaft die Re­
lation von aktiven Beamten zu Pensionaren im 
Zeitablauf einigermaßen konstant bleibt. Andernfalls 
wird das Arbeitseinkommen und damit auch die Wert­
schöpfung der aktiven Beamten zu hoch (überpro· 
portianal viele Pensionäre) oder - bei umgekehrter 
Schieflage - zu niedrig ausgewiesen. Denn für die 
Pens1onen sind eigentlich nicht die aktiven Beamten, 
sondern alle Steuerzahler d1e Gewährsträger des 
Generationenvertrages.18 

Die Pensionskassen 

Systeme der betrieblichen Altersversorgung arbeiten 
überwiegend nach dem Kapitaldeckungsverfahren, 
bei dem Beltrage zunächst in einem Kapitalstock ver­
zinslich angesammelt und erst bei Aufnahme der 
Rentenzahlungen mit den angesammelten Zmsen 
zeltverzögert ausgezahlt werden. Dieses Kapital fällt 
1n Form eines Deckungsstocks bei Versicherungen 
und Pensionskassen oder gebunden im Anlagever­
mögen des Arbeitgebers an. Die Beiträge für die be­
triebliche Altersversorgung sind also, soweit s1e d1e 
Le1stungen übersteigen, volkswirtschaftliche Erspar­
nis. 

Für die technische Ausgestaltung der betrieblichen 
Altersversorgung gibt es eine Reihe von Alternativen, 
allerdings auch spezielle Rechtsvorschriften. Wenn 
das Unternehmen selbst die Betriebsrenten zusagt. 

17 Ziffer 24 in Anhang 111 Versicherungen. Das ESVG stellt 
hter deutltch nur auf die Altersstcherung ab, obwohl So­
zialschutzsysteme ohne speztelle Deckungsmtttel, dte 1n 
dieser Ziffer behandelt werden, auch anderen Zwecken 
als der Allersstcherung dienen können. Bei der Bethtlfe 
im Krankheitsfall etwa sind die Referenzleistungen natür­
lich nicht die der Zukunft, sondern die der Gegenwart. 

18 Dasselbe Problem tut sich analog in der Regionalrech­
nung auf, wenn es die akttven Bundesbeamten in die 
Verwaltungszentren wie etwa Sonn oder Berlin, aber tm 
Ruhestand tn den Bayenschen Wald oder an die Nord­
see zieht. Es wäre tn der Regionalrechnung • um im Bei­
spiel zu bletben - nicht gerechtfertigt, die unterstellten 
Soztalbettrage der Beamten 1n Bonn und Berhn nach der 
im Regtanalmuster vermutlich unterproportional vertrete­
nen Anzahl der dort wohnenden Penstonäre zu bemes­
sen. 
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nimmt es auch selbst die Rolle des Versicherers 
wahr. Diese Variante wird Direktzusage genannt. Die 
betnebliche Altersversorgung kann ebenso über 
Pensions- und Unterstützungskassen oder selbstän­
dige Versicherungen, auch Direktversicherung ge­
nannt, organisiert werden. Die Direktzusage ähnelt 
der Beamtenversorgung, erfordert allerdings zwin­
gend eigens dafür gebildete Rückstellungen. Die Di­
rektversicherung ist nicht an das Konstitut eines Ar­
beitsverhältnisses gebunden, steht also grundsätzlich 
jedermann offen.19 

Das ESVG verwendet nicht den Begriff der betriebli­
chen Altersversorgung, sondern spricht im englischen 
Original von .,private funded social 1nsurance sche­
mes" und in der deutschen Fassung von .,Sozial­
schutzsystemen mit speziellen Deckungsmitteln (oh­
ne Sozialversicherung)" und schließt auch Fonds ein, 
die nicht ausschließlich der betrieblichen Altersvor­
sorge verhaftet sind, sondern auch Selbständigen 
und Nichterwerbstätigen offen stehen. 

Das ESVG unterscheidet rechtlich selbständige und 
rechtlich unselbständige Pensionseinrichtungen. Die 
Unterscheidung ist nur hinsichtlich der Berechnung 
eines Dienstleistungsentgelts relevant. das den Bei­
tragszahlern der rechtlich selbständigen Einrichtun­
gen zu Lasten ihrer leistungswirksamen Beiträge bu­
chungstechnisch auferlegt wird, den Bettragszahlern 
der rechtlich unselbständigen Pensionskassen jedoch 
nicht. Als Beitragszahler erscheinen Arbeitnehmer, 
Selbständige oder Nichterwerbstätige, in jedem Falle 
private Haushalte, d. h. die Arbeitgeberbeiträge wer­
den wie be1m rerouting der Beiträge an die Sozial­
versicherung zunächst als Verdienstkomponente und 
als an die Arbeitnehmer ausgezahlt und dann als von 
denen in den Pensionsfonds oder die Pensionskasse 
eingezahlt gebucht. 

Die Beiträge an die Pensionseinrichtungen oder, wie 
sie im ESVG auch genannt werden, Pensionskassen 
haben mit den Beiträgen an die Sozialversicherung 
nicht nur das rerouting gemeinsam, sondern sie wer­
den im ESVG ebenso als Sozialbeiträge klassifiziert, 
wie im übngen die geietsteten Pensionen der Pensi­
onseinrichtungen, die ja nicht zum Subsektor Sozial­
versicherung rechnen, im ESVG als Sozialleistungen 
gelten. Im ESVG wird deshalb der Oberbegriff Soziai­
schutzsystem verwendet, der Pensionseinrichtungen 
und Sozialversicherungen gleichermaßen umfaßt. 

Der Unterschied im ESVG zwischen den (privaten) 
Pensionseinrichtungen einerseits und der Alterssi­
cherung via (staatliche) Sozialversicherung anderer­
seits erschöpft sich aber nicht nur in der sektoriellen 
Zuordnung, sondern prägt s1ch vor allem in der Be-

19 Im einzelnen siehe hierzu Walgenbach. 
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handlung der Rückstellungen aus. Während die So­
zialversicherung Rückstellungen bilden kann, aber 
mcht muß, und diese Mittel dann auch bei ihr bilan­
ziert werden, arbeiten sämtliche Pensionseinrichtun­
gen ex definitionem mit speziellen Deckungsmitteln. 
Die Rückstellungen, dte sie bilden, gehören aber 
- der Philosophie und der Buchungsweise des ESVG 
zufolge - den privaten Haushalten der Beitragszah­
ler. Dies sei anhand des Schemas auf der Nebensei­
te erläutert. 

Die Vermögenseinkommen, die die Pensionskassen 
aus der Anlage der rückgestellten Mittel (AF.6) erzie­
len, werden fiktiv an die privaten Haushalte der Bei­
tragszahler ausgeschüttet (D.44} und von denen 
dann ebenso fiktiv in Form "zusätzlicher" Beiträge zu­
rückgegeben. Diese "zusätzlichenu plus die verdien­
ten Beiträge (schon periodengerecht abgegrenzt) 
teilen sich auf in die fälligen Leistungen (D.622}, in 
die Zunahmen der betrieblichen Versorgungsansprü­
che (D.8} und (als Saldo} in das Dienstleistungsent­
gelt für den Versicherer. Die Erhöhung der Dek­
kungsrückstellungen wird im Finanzierungskonto der 
Pensionskassen als Zunahme der Verbindlichkeiten, 
im Finanzierungskonto der privaten Haushalte als 
Zunahme der Forderungen gebucht. 

Das ESVG rückt die Pensionskassen sehr deutlich in 
die Nähe der Sozialversicherung, denn es verbucht 
die Zahlungsströme zwischen privaten Haushalten 
und Pensionskassen ohne Unterscheidung von de­
nen der Sozialversicherung als Sozialleistungen oder 
Sozialbeiträge, unterwirft sie also der Umverteilungs­
rechnung. Deren Saldoergebnis, das verfügbare Ein­
kommen, würde um den Nettoeffekt dieser Transfers 
verändert werden, wenn das ESVG nicht gleichzeitig 
m1t Hilfe eines Berichtigungspostens für die Zunahme 
betrieblicher Versorgungsansprüche (D.8} dafür sor­
gen würde, daß der- grob gesagt- Überschuß der 
Beiträge über die Leistungen als laufender Transfer 
von den Pensionskassen an die privaten Haushalte 
rückübertragen wird und damit deren verfügbares 
Einkommen und deren Residuum Ersparnis so aus­
stattet, daß die Zunahme der betrieblichen Versor­
gungsansprüche als Komponente der Vermögensbil­
dung der privaten Haushalte in Erscheinung treten 
kann und nicht als Ersparnis der Pensionskassen.20 

Der Berichtigungsposten entspricht exakt dem Betrag 
der finanziellen Transaktion F.612. Die finanzielle 
Transaktion F.62 (Prämienüberträge und Rückstel-

20 Hier greift eine der Anderungen gegenüber dem alten 
System of National Accounts von 1968, wo es diese fik­
tive laufende Übertragung von den Pensionskassen zu 
den privaten Haushalten noch nicht gab, sondern wo der 
Unterschiedsbetrag zwischen Beiträgen und Leistungen 
lediglich 1m Finanzierungskonto der Pensionskasse als 
Teil der Veränderung der den privaten Haushalten gehö­
renden Deckungsreserven gebucht wurde. 
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Penslonskassen: Definitorischer Zusammenhang zwischen ausgewählten ESVG-Positionen 

' - - - + 

D.44 
Vermögensein­

kommen aus 
Versicherungs­

verträgen 

verdiente 
tatsächliche 

Beiträge 

zusätzliche 
Beiträge 

D.622 ~ 
Fallige ( 

Leistungen 
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Dienstleistungs­
entgelt 

D.8 
Zunahme 
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ansprüche 
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Ansprüche priv. 
Haushalte aus 
RücksteiL bei 
Pensionseinr. 

F.62 
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träge und Rück­
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AF.6 
Versicherungs- : 

technische · 
Rückstel- • 

Iungen .. · 

····· ...• AF.6 

····.,, 

verd entetatsächliche Belträge (nach Penod•s•erung) 
+ zusätzliche Be•träge 
- Dienstleistungsentgelt an d1e Pens•onskasse 

·•. 
'• .... = 0.611 Tatsächliche Soz•albellrlige 

Aktiva am 
Periodenbeginn 

. . . . .. . .. . ... -.. -........... Periode t .. . .. . ..... .... ... .... . .. .... ... Aktiva am 
Periodenende 

. . I Finanzielle .. .. .......... Verteilungstransaktionen ................... ·Transaktionen .. 

Das D1ensrtetstungsentgelt 1st bei den rechtlich unselbstandtgen Penstonskassen defmttonsch gle1ch null. 

D1e vefSICherungstechmSchen Ruckstellungen (AF.6) erscheinen nichtals vollstAnd•ges Rechteck weil dies bei flachentreuer, also betragsproport,onaler Dar· 
stellungden Rahmen des Schemas sprengen w(lrde. Es kommtaber aUch nur auf die Verlinderung und nicht auf das Niveau von AF.6 an. 

Iungen für eingetretene Versicherungsfälle) bedarf 
eines solchen Korrekturpostens nicht, weil die ver­
dienten Beiträge und Leistungen bereits periodenge­
recht gebucht werden, also von den tatsächlichen 
Zahlungen abweichen.21 

Weil die Deckungsrückstellungen den Versicherten 
gehören, sind bei den Pensionskassen, die auf den 
eingezahlten Beiträgen basieren, die Verbindlichkei-
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ten gleich dem jeweiligen Marktwert der Aktiva. Das 
Reinvermögen der Pensionskasse ist dann grund­
sätzlich gleich null, und auch die Leistungen richten 
sich unmittelbar nach den Aktiva der Pensions-

21 Der Begriff .,tatsächliche" Sozialleistungen ist insofern 
irreführend, als er nicht auf den tatsächlichen Zahlungs­
strom abstellt, sondern auf den Gegensatz zu den unter­
stellten Sozialbeiträgen. 
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kasse. 22 D1e aufgezeigten Buchungszusammenhän­
ge gelten ohne Umbewertungen infolge von Preisver­
änderungen. Die Änderungen der Ansprüche privater 
Haushalte aus Rückstellungen bei Pensionseinrich­
tungen (gilt auch für Lebensversicherungen), die sich 
von Anfang bis Ende einer Periode aus den Umbe­
wertungen der angelegten Rücklagen ergeben, zäh­
len zu den Umbewertungsgewinnen/-verlusten der 
privaten Haushalte. 

Lebensversicherungen 
auf den Er/ebensfa/1 

Die Beiträge und Leistungen der Alterssicherung über 
Lebensversicherungen werden im Gegensatz zu de­
nen der Alterssicherung via Sozialversicherung oder 
via Pensionskasse n1cht mit dem Wortbestandteil 
.. sozial" geadelt, gleichwohl aber auch nicht mit den 
Beiträgen und Leistungen zur Abdeckung anderer 
Risiken als dem des Todes in einen Topf geworfen. 
Die tatsächlich gezahlten Beiträge zu Kapitallebens­
versicherungen und auch deren Leistungen treten, 
ebenso wie etwa Einzahlungen oder Abhebungen bei 
Banken, in der Verteilungsrechnung überhaupt nicht 
in Erscheinung. Sie rechnen von vornherein und 
ohne die für die Pensionskassen erforderliche Kor­
rekturbuchung zur Sphäre der privaten Ersparnis, 
wenn man von einem fiktiven Entgelt für die Dienst­
leistung des Lebensversicherers. das ähnlich wie bei 
den Pensionskassen errechnet und als privater Ver­
brauch der privaten Haushalte behandelt wird, einmal 
absieht. 

Aber wie bei den Pensionskassen rechnen die Dek­
kungsrückstellungen zum Vermögen der privaten 
Haushalte der Versicherten. Es werden also auch 
hier die Vermögenseinkommen aus den dafür vorge­
sehenen Aktiva fiktiv an die Versicherten ausgezahlt 
und von denen als zusätzliche Prämien ebenso fiktiv 
an den Versicherer rückgeführt. Ebenso w1rd auch 
hier Im Finanzierungskonto der privaten Haushalte 
eine Erhöhung der Ansprüche als Forderungszugang 
und im Finanzierungskonto der Versicherer als Ver­
bindlichkeitszugeng gebucht. Die Veränderung der 
Ansprüche privater Haushalte aus Rückstellungen bei 
Lebensversicherungen (F.611) errechnet sich als 

gezahlte tatsächliche Prämien 
+ zusätzliche Prämien 
- empfangene Leistungen 
- Dienstleistungsentgelt 

22 Der tm ESVG erwähnte Fall eines Altersversorgungssy­
stems mit tm voraus festgelegten Leistungen erfordert 
die Ermtttlung des Gegenwartswertes dieser Leistungen 
per Abdiskontierung. Ein solches System kann vorüber­
gehend über- oder unterfinanziert sein. Für Deutschland 
dürfte diese Ausprägung nicht relevant sem. 
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Der Unterschied zu den Schadenversicherern, bei 
denen die Rückstellungen und die Vermögensein­
kommen daraus ebenfalls den Versicherten zuste­
hen, besteht darin, daß die Prämien und Leistungen 
der Schadenversicherer als Umverteilungstransaktio­
nen gebucht werden müssen, weil Schadenversiche­
rungen nicht nur von privaten Haushalten, sondern 
auch von Einheiten aller anderen Sektoren abge­
schlossen werden und es zwangsläufig zu einer in­
tersektoralen Umverteilung kommt, die es nachzu­
weisen gilt. 

Zusammenfassende Würdigung 
der Verbuchungsregeln im ESVG 

Die sozialen Sicherungssysteme im ESVG sind weni­
ger nach der Institution des Trägers, sondern sehr 
deutlich nach ihrer Funktion gegliedert. D1e funktio­
nale Ausrichtung orientiert sich weitgehend daran. 
ob, wie und zu wessen Gunsten die Deckungsrück­
stellungen bei Kapitalfundierung und die daraus er­
wachsenden Einkommen zu berücksichtigen sind, hat 
also sehr deutlich die intertemporalen Zusammenhän­
ge im Visier. Einige Grundsatze lassen sich ableiten: 

- Die Aktiva der Kapitalfundierung und die daraus 
fließenden Einkommen werden in Würdigung der 
ökonomischen und rechtlichen Versorgungsan­
sprüche den privaten Haushalten zugerechnet. Für 
diesen Nachweis werden fikt1ve Buchungen in Kauf 
genommen. 

- Versorgungsansprüche aus Systemen ohne spe­
zielle Deckungsmittel werden weder aktivisch bei 
den Begünstigten (private Haushalte) noch passi­
visch bei der institutionellen Einheit bilanziert, die 
das System betreibt. Eventuelle Beitragsüber­
schüsse verbleiben im System. stehen nicht den 
privaten Haushalten zu. 

- Für die Beamtenversorgung wird mit Hilfe fiktiver 
Buchungen ein Umlageverfahren unterstellt, das 
im Ergebnis die Bruttoeinkommen der Beamten auf 
ein mit den Arbeitern und Angestellten gleicher 
Qualifikation vergleichbares Maß anhebt. 

- Transaktionen der gesetzlichen und der betriebli­
chen Altersversorgung (einschließlich der Beam­
tenversorgung) werden als Sozialbeitrage und So­
zialleistungen und damit als Umverteilungsvor­
gänge gebucht, Transaktionen im Zusammenhang 
mit Kapitallebensversicherungen dagegen nicht. 

- Ein fiktives Dienstleistungsentgelt für die Organi­
sation des Sozialschutzsystems ist nur für rechtlich 
selbständige Einheiten vorgesehen, die mit spezi­
ellen Deckungsmitteln arbeiten und nicht zum Sub­
sektor Sozialversicherung gehören. 
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Seine weitgehend funktionale Gliederung der sozia­
len Slcherung23 stellt das ESVG sehr geschlossen in 
einem eigenen Anhang 111 (Versicherungen) dar. Die 
Verbuchungswaise der Beiträge und Leistungen in 
Sozialversicherungen ist deutlich von der Vorstellung 
geprägt , daß diese Systeme umlagefinanziert smd. 

Wenn aber, wie auch vom Sachverständigenrat vor­
geschlagen, die gesetzliche Rentenversicherung eine 
gewisse Kapitalfundierung erhält, dann wird sie im 
System der VGR als solche nur schwer auszuma­
chen sein. Im ESVG (Anhang 111, Ziffer 4) heißt es: 
"Sozialschutzsysteme des Staates können mit oder 
ohne spezielle Deckungsmittel finanziert werden. 
Wenn getrennte Mittel identifiziert werden können, 
dann bleiben sie im Eigentum des Staates und nicht 
der Begünstigten." Dies bedeutet, daß erste, noch 
kleine Anfänge einer Rücklagenbildung, wie sie das 
Land Schleswig-Holstein 1995 betrieben hat24 , nicht 
dazu führen , daß man der Beamtenversorgung das 
Attribut "kap1talfundiert" gibt. D. h., auch auf die Rück­
stellungen der Gebietskörperschaften, die sie für ihre 
Pens1onäre bilden, haben die Begünstigten - analog 
zur Regelung bei den Rückstellungen der staatlichen 
Rentenversicherung - keinen Anspruch. Damit dürf­
ten aber die oben geschilderten Schwierigkeiten, für 
das die Beamtenversorgung auf sicherlich noch lange 

23 Man mag einwenden, daß es m1t der funktionalen Glie­
derung nicht so weit her sei, denn das ESVG fordert 
nicht, die in staatlichen Rentenversicherungen realiter zu 
beobachtende (von Ghsmann und Horn. S. 311, auch 
kritisierte) Verquickung von Alterssicherung mit Elemen­
ten emer Risikoversicherung gegen vorzeitige Erwerbs­
oder Berufsunfähigkeit funktional aufzulösen und ge­
trennt zu behandeln. Eine solche Forderung widersprä­
che allerdmgs völlig der Philosophie des ESVG, nach 
der statistische Einheiten der institutionellen Art, w1e es 
die Rentenversicherungsträger sind, 1n der Verteilungs­
rechnung nicht weiter aufgespalten werden. Das ESVG 
(Ziffer 8 in Anhang 111) läßt es daher .aus rem prakti­
schen Gründen" auch zu, daß Risikolebensversicherun­
gen genauso behandelt werden w1e Kapitallebensversi­
cherungen , wenn sie aufgrundder Buchführungsgestal­
tung der Vers,cherungsgesellschaft nicht voneinander 
getrennt werden können . 

24 Das Land Schleswig-Holstem hat 1995 einen Pensions­
fonds emgenchtet, um dte "Spitzenbelastung· des Lan­
deshaushalts mit Versorgungsaufwendungen, die in den 
Jahren 2004 bts 2016 erwartet wird, teilweise auszuglei­
chen. D1e M1ttel entstammen Zuweisungen aus dem 
Landeshaushall und Erlesen aus dem Verkauf von Un­
ternehmensbeteiligungen. Sie sind zu marktubliehen 
Kondtttonen 1n Schuldtiteln des Landes anzulegen. 
Rechtsgrundlage ist ein eigens dafür geschaffenes Lan­
desgesetz .zur teilweisen Finanzierung künftiger Pensi­
onslasten" vom 22. Juni 1995. Seit 1996 gibt es eine 
ähnliche Konstruktton auch tn Ahainland-Pfalz (Landes­
gesetz uber die Errichtung eines Finanzierungsfonds für 
die Beamtenversorgung Ahainland-Pfalz vom 12. März 
1996). 
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Zeit prägende Umlageverfahren die unterstellten So­
zialbeiträge "richtig" zu kalkulieren, deutlich zuneh­
men. 

Daß die Rückstellungen der Sozialversicherung und 
der Beamtenversorgung anders behandelt werden 
als die Rückstellungen der Lebensversicherer und 
der Pensionskassen und als die Pensionsrückstellun­
gen der Unternehmen im Rahmen der betrieblichen 
Altersversorgung, hat durchaus gute, buchungstech­
nische Gründe, denn letztere werden als Vermögen 
der privaten Haushalte und als Verbindlichkeiten der 
Versicherer und der Unternehmen gesehen. Letztlich 
bedeutet diese Uneinheitlichkeit aber, daß - wie Här­
tel es ausdrückt - für die sozio-ökonomische Kenn­
zeichnung der Vermögenslage der private'n Haus­
halte die Vermögensangaben der amtlichen Statistik 
nur einen geringen Informationswert haben, weil für 
die von Staat, öffentlichen Unternehmen oder gesetz­
lichen Rentenversicherungen zugesagten Pensionen 
und Renten, die ja nicht minder sicher sind als die 
Ansprüche gegenüber einer Versicherung oder einem 
Unternehmen, keine Pensionsrückstellung und damit 
auch kein Vermögensäquivalent berechnet werde.25 

Als für eine themenspezifische Analyse der VGR stö­
rend mag es auch empfunden werden, daß Transfers 
aus Steuergeldern zum Defizitausgleich der Renten­
versicherung im ESVG nicht über die Art der Trans­
aktion als solche identifizierbar sind, sondern als 
sonstige Vermögenstransfers verbucht werden und 
somit in einer Sammel-/ Restposition versteckt sind. 
Allerdings bedarf es nicht zwingend des Nachweises 
in den VGR, sondern solche, in den letzten Jahren in 
Deutschland sogar sehr bedeutenden Transfers sind 
natürlich auch dem Bundeshaushalt, den Geschäfts­
statistiken der Sozialleistungstrager oder den amtli­
chen Finanzstatistiken zu entnehmen. 

MÖGLICHE BEITRÄGE DER VGR 
ZU EINER INTERGENERATIVEN 
BELASTUNGSRECHNUNG 

Anliegen und Ansatz 
des Generational Accounting 

Die intergenerative Belastungsrechnung ist ein noch 
verhältnismäßig junges Instrument zur Bewertung der 
Folgen der Finanzpolitik, insbesondere fur die Bela­
stung zukünftiger Generationen. Sie geht auf Gedan­
ken zurück, die Ende der achtziger Jahre vor allem in 
den Vereinigten Staaten entwickelt worden und dort 
mit dem Namen Kotlikoff verbunden sind. Kotlikoff 
wendet sich dagegen, daß - wie es in den Vereinig­
ten Staaten jahrzehntelang üblich gewesen war -

25 Hartel, S. 411 
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Überschüsse der Sozialversicherung genutzt wurden, 
um Löcher im allgerneman Staatshaushalt zu stopfen, 
um damit - wie es gerechtfertigt wurde - die öffentli­
che Neuverschuldung zugunsten der nachfolgenden 
Generationen zu minimieren. Er kritisiert die Vorstel­
lung, daß das öffentliche Defizit der alleinige Maßstab 
für die Lastverschiebung hin zu späteren Generatio­
nen sei Dieses, wie er es nennt, deficit accounting 
habe dazu geführt, daß die jetzt lebenden geburten­
starken Jahrgänge eine im Vergleich zu ihren Eitern 
und Großeltern deutlich höhere Last der Alterssiche­
rung tragen, daß aber auf die Nachkommen der ge­
burtenstarken Jahrgänge eine noch viel größere Last 
zukomme.26 

Diese Kritik ist auf breite Zustimmung gestoßen. ln 
den Verern1gten Staaten ist es mittlerweile üblich, daß 
die Haushaltspläne um jährlich angepaßte Gensra­
tional Accounts erganzt werden, mit deren Hilfe die 
intergenerativen Belastungen gegenwärtiger Fiskal­
politik abgeschätzt werden können.27 Mittlerweile hat 
die F.D.P. gefordert, auch in Deutschland solle die 
Bundesregierung einmal im Jahr .,eine Generationen­
bilanz vorlegen, in der über die Belastung der Gene­
rationen von heute und morgen umfassend berichtet 
wird".28 

Beim Generational Accounting handelt es sich um 
erklärtermaßen neoklassische Modellansätze. Es sei 
hier in aller Kürze und in Anlehnung an Kitterer29 und 
an den grundlegenden Aufsatz von Gandenberger30 
der Weg von der sogenannten Lastverschiebungs­
kontraverse in den 50er und 60er Jahren bis zum 
Generational Accounting nachgezeichnet. 

Buchanan war 1958 der bis dahin vorherrschenden 
Auffassung entgegengetreten, daß öffentliche Kre­
dite, sofern sie nur im Inland aufgenommen werden, 
lediglich interpersonelle, aber keine intertemporalen 
Verteilungswirkungen zur Folge hätten. Denn wäh­
rend die Kreditaufnahme, so Buchanan, ohne staatli­
chen Zwang und ohne Nutzeneinbuße für die Ge­
genwartsgeneration auskomme, sei es bei der 
Schuldbedienung nötig, Steuermittel, also Zwangs­
abgaben einzusetzen und den steuerbelasteten Bür­
gern eine Nutzeneinbuße zuzufügen. Fast gleichzei­
tig mit Buchanan, dem Gandenberger das Verdienst 
zuschreibt, die zeitliche Verteilungswirkungen des öf­
fentlichen Inlandskredits überhaupt erst ins Blickfeld 
gerückt zu haben, haben Musgrave und etwas später 
Modigliani und Vickrey ein Konzept der "Last" entwik-

i6 Kotlikoff, S. 194 
27 Gokhale et al., S. 15 
28 Wiesbadener Grundsätze: Für die liberale Bürgergesell­

schaft, Antrag Nr. 1 zum 48. ordentlichen Bundespartei­
tag der Freien Demokratischen Partei im Mai 1997 

29 Kitterer, S. 216 ff 
30 Gandenberger, S. 29 ff 
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kelt, das auf differentielle Wachstumseffekte abstellt 
und davon ausgeht, daß der Staat bei Steuerfinanzie­
rung überwiegend privaten Verbrauch verdrängt und 
sich bei Kreditfinanzierung seine Ressourcen weitge­
hend durch crowding-out privater Investitionen ver­
schafft. Unter der Annahme, daß Vollbeschäftigung 
herrsche und der Staatsverbrauch nach Höhe und 
Struktur konstant sei, führe die Entscheidung für hö­
here Verschuldung statt einer höheren Steuerlast zu 
geringerem Wachstum des Produktionspotentials und 
damit zu einem Einkommensausfall (der die "Last" 
darstellt} in der Zukunft. Auf der Basis dieses Wachs­
tumsansatzes hat sich, so Gandenberger, seit Mitte 
der Sechziger Jahre und in den siebziger Jahren em 
Einbau der Theorie der öffentlichen Schuld in die 
neoklassische Wachstumstheorie vollzogen, wobei es 
sich aber um Betrachtungen mit geringem empiri­
schen Gehalt handele. 

Im Zuge der mikroökonomischen Fundierung ma­
kroökonomischer Modelle31 entstanden in den 60er 
und 70er Jahren die sog. Lebenszyklus- und Genera­
tionenmodelle, mit denen sich, so Kitterer, neben 
dem Pro und Contra der Staatsverschuldung präzise 
theoretische Begründungen ergaben, daß die Staats­
schuld als Vehikel intergenerativer Lastverteilung, 
wenn man sie dafür gezielt einsetzen wollte, völlig 
unwirksam sei. Sie sei inzwischen als reines Umver­
teilungsinstrument erkannt worden, und man könne 
sich vorstellen, daß bestimmte mit der Staatsschuld 
finanzrerte gegenläufige Umverteilungsmaßnahmen 
der Steuer-, Transfer- oder Ausgabenpolitik deren 
Wirkungen kompensieren können. Das sehr plasti­
sche Beispiel dafür, daß das öffentliche Budgetdefizit 
als Indikator für die Last späterer Generationen unzu­
reichend ist, liefert natürlich ein Sozialversicherungs­
system, das nach dem Umlageverfahren arbeitet, 
aber vor Verwerfungen in der Altersproportion seiner 
Mitglieder steht. 

Diese Erkenntnisse hatten den bereits erwähnten 
Kotlikoff veranlaßt, nach Alternativen zu der - seiner 
Meinung nach unzureichenden und irreführenden -
konventionellen Methode der Bewertung staatlicher 
Finanzierungsdefizite zu suchen. Um die Auswirkun-

31 Laut Kromphardt (S. 932) verstehen viele Autoren unter 
Mrkrofundierung der Makroökonomie die Rückbeziehung 
der Makroökonomie auf die von ihnen bevorzugte Mikro­
ökonomie. Dombusch und Ftscher (S. 361) sprechen ex­
plizit der Lebenszyklustheone eine .sorgfältige Berück­
sichtigung der Mikrofundierung" zu. Nach der Lebens­
zyklushypothese planen die Individuen ihr Konsum- und 
Sparverhalten über lange Perioden mit der Absicht. ihren 
Konsum auf bestmögliche Art und Weise auf ihre ge­
samte Lebenszeit zu verteilen. Die Lebenszyklushypo­
these sieht die Ersparnis hauptsächlich als Resultat des 
Wunsches der Individuen, Konsum im Alter zu ermögli­
chen 
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gen der Finanzpolitik auf zukünftige Generationen zu 
erfassen, hat er mit Generationenmodellen und mit 
Hilfe von Simulationsanalysen versucht, die dynami­
schen Anpassungsprozesse aufzuzeigen, die sich 
unter Würdigung aller Arten von Einnahmen und Aus­
gaben des Staates und nicht nur der Aufnahme 
öffentlicher Schuld und ihrer Bedienung ergeben. Die 
intertemporale Betrachtungsweise setzt sich, so Kitte­
rar, als allgemeine methodische Grundlage der Ma­
kroökonomik immer mehr durch. 

Das Generational Accounting, also die intergenera­
tive Belastungsrechnung, wird bevorzugt für die inter­
temporale lnzidenz von Alterssicherungssystemen 
ins Spiel gebracht32, denn viele Gedankenansätze 
der Diskussion, ob und wie jetzt lebende Generatio­
nen ihre "Last', was immer man im einzelnen darun­
ter verstehen mag, via öffentlicher Kreditaufnahme 
auf ihre Kinder und Enkel verschieben können, las­
sen sich auf das Problem einer umlagefinanzierten 
Alterssicherung übertragen. Der Gedankenansatz 
des Generational Accounting wird im Kasten kurz er­
läutert33. Wesentlich ist, daß im Modell die intertem­
porale Dimension mit Hilfe von Barwert-Ansätzen, 
also Abdiskontierung der in der Zukunft liegenden 
Transaktionsbeträge, auf die Gegenwart rückprojiziert 
wird, wobei natürlich diverse Annahmen nötig sind. 

Auf diese Weise hat Kotlikoff (S. 21) für die Vereinig­
ten Staaten ermittelt, daß die Nettosteuerlast der 
Mitglieder der (von 1992 aus gesehen) zukünftigen 
Generationen um 21 % höher ist als die der im Jahre 
1992 Geborenen. 

Der Schwerpunkt der intergenerativen Belastungs­
rechnungen liegt in der Bestimmung der direkten 
Umverteilung zwischen den Generationen über Steu­
ern und Transfers. Die Staatsausgaben für Güter und 
Dienste (Investitionen und Staatsverbrauch) werden 
den einzelnen Alterskohorten nicht zugerechnet, ob­
wohl das für diejenigen Ausgaben, die das neue 
ESVG den sozialen Sachübertragungen zurechnet, 
Sicherlich denkbar wäre. Es gibt Versuche, dies em­
pirisch auch umzusetzen.34 

Gokhale, Raffelhüschen und Walliser haben für die 
Fiskalpolitik im vereinten Deutschland eine differen­
Zierte Berechnung vorgelegt, bei der interessanter­
weise die Analyse intertemporaler Wirkungen 
(getrennt nach Frauen und Männem) mit der Unter­
suchung der (biregionalen) räumlichen lnzidenz ver­
bunden wird. Sie kommen zu dem Schluß (S. 11 }, 
daß die Fiskalpolitik im vereinten Deutschland trotz 
der verschiedenen Steuer- und Abgabenerhöhungen 

32 So jüngst als Modellrechnung für Australien (siehe 
Ablett, S. 92) 

33 Kotlikoff, S. 28 ff., Gokhale et al., S. 5 ff 
34 So bei Abletts Modellrechnung für Australien 
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der Jahre 1991 bis 1995, die in die Berechnungen 
Eingang finden, die zukünftigen Generationen und 
hier insbesondere die der Westdeutschen stärker als 
die gegenwärtig lebenden belastet werden. Nach die­
sen Berechnungen hätten die Accounts der West­
deutschen mehr als ausgereicht, das Gleichgewicht 
zwischen westdeutschen Generationen herzustellen 
und stattdessen eine Umverteilung zu Lasten leben­
der Generationen in Höhe von 21,2% geschaffen. 

Der Sachverständigenrat (Ziffer 392) hält den Über­
gang von periodenbezogenen Budgetrestriktionen zu 
einer intertemporalen Budgetrestriktion für grundsätz­
lich möglich (gemeint ist hier allerdings nicht die Re­
striktion für den Staat insgesamt, sondern nur die für 
den Träger des Umlagesystems), sieht aber prakti­
sche Schwierigkeiten, insbesondere in der Unsicher­
heit von Prognosen für die langfristige Planung. 

Um Theorien zu finden, bei denen die Kohortenstärke 
der aufeinanderfolgenden Generationen eine ähnlich 
zentrale Rolle spielt, muß man in der Dogmenge­
schichte bis zu den Klassikern zurückgehen. Adam 
Smith hatte im .,Wealth of Nations" argumentiert, daß 
höhere Löhne dazu führen müßten, daß die Arbeiter 
mehr Kinder großziehen können, aber damit nach 
einigen Jahren für ein erhöhtes Arbeitsangebot sor­
gen, so daß die Löhne wieder auf das Existenzmini­
mum herabgedrückt würden (von Lassalle später als 
ehernes Lohngesetz formuliert). Malthus hat diese 
Bevölkerungstheorie erweitert und zum zentralen 
Element der Ökonomie gemacht. Auch für Ricardo 
gab es einen engen Zusammenhang zwischen Be­
völkerungswachstum, Grundstückspreisen und den 
Emkommen der Kapitalbesitzer. Bei den Klassikern 
war das generative Verhalten sehr deutlich innerhalb 
des Modells determiniert. Beim Generational Ac­
counting ist dagegen die Bevölkerungszahl der Jahr­
gangskohorten eine exogen vorgegebene, von den 
ökonomischen Bedingungen unabhängige Größe.35 

National und Generational Accounts: 
denkbare Berührungspunkte 

Man mag zu neoklassischen Ansätzen im allgemei­
nen und zu dem des Generational Accounting im 
speziellen stehen, wie man will. Man mag über den 
Realitätsgehalt der Annahmen trefflich streiten und 
auch zu der Ansicht gelangen, daß die intertemporale 
lnzidenz politischer Maßnahmen, selbst wenn sie er­
klärtermaßen die gezielte Lastverschiebung zwischen 
den Generationen zum Ziel haben sollten, empirisch 
nicht nachweisbar ist, weil es eine unübersehbare, 
mit keinem Modell der Welt abbildbare Fülle von 
Rückkopplungen und Wechselwirkungen gibt. Dem 

35 Engels, S. 328 
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Generational Accounting grob skizziert 

Für die Produktion seines Verbrauchs im Zeitablauf benötigt der Staat Geld. 
Die Gleichung A = B + C + D zeigt die intertemporale Budgetbeschränkung des Staates, wobei 

A für den Barwert (also den abdiskontierten Wert) allen jetzigen und zukünftigen Staatsverbrauchs steht 

und die rechte Seite der Gleichung die drei möglichen Finanzierungsquellen zeigt, nämlich 

B für das staatliche Nettovermögen zum heutigen Zeitpunkt, 

C für den Barwert der derzeitigen und zukünftigen Nettozahlungen (Steuern plus Sozialabgaben und 
sonstige geleistete Transfers abzüglich empfangene Transfers) aller bereits lebenden Alterskohorten 
und 

D für den Barwert der zukünftigen Nettozahlungen aller noch nicht geborenen Alterskohorten. 

Diese intertemporale Budgetrestriktion des Staates illustriert, daß jede gegenwärtige Ausgabenhöhe, sei 
es durch Anhebung des Staatsverbrauchs oder der Transfers, entweder durch spätere Ausgabensen­
kung oder durch Steuererhöhungen finanziert werden muß. Den einzelnen Alterskohorten werden auf 
der Grundlage der aggregierten Größen spezifische Accounts zugeordnet, die den Barwert künftiger 
Nettozahlungen pro Kopf der Kohorte dokumentieren. 

Generational Accounting versucht, unter der Annahme der Konstanz der herrschenden Fiskalpolitik die 
Belastung kommender Generationen zu ermitteln. Zu diesem Zweck werden die Barwerte des projizier­
ten Staatsverbrauchs, des staatlichen Nettovermögens und der Nettozahlungen aller lebenden Genera­
tionen auf der Grundlage der Ausgabenkonstellationen von heute (Basisjahr) berechnet. 

Die Gesamtlast zukünftiger Generationen ergibt sich dann als Residuum der staatlichen Budgetrestrik­
tion (d. h. D = A - B - C). Sie wird unter Berücksichtigung einer als konstant unterstellten Wachstumsrate 
der Produktivität gleichmäßig über alle zukünftigen Individuen verteilt. Inwieweit die Fiskalpolitik interge­
nerativ ausgewogen ist, zeigt dann ein einfacher Vergleich zweier Generational Accounts. Ist mithin der 
Account der im kommenden Jahr geborenen Individuen höher als der in diesem Jahr Geborenen, kann 
auf eine Umverteilung zu Lasten zukünftiger Generationen geschlossen werden. Ist er dagegen niedri­
ger, werden diese entsprechend begünstigt. 

Wegen der reinen Zukunftsorientierung (es handelt sich um eine ex-nunc-Rechnung) ist ein Vergleich 
der Belastung verschiedener Jahrgänge nur zulässig, sofern diese in ihrem gesamten Lebenszyklus er­
faßt werden. Generational Accounts aller anderen lebenden, also im Vorjahr geborenen oder noch älte­
ren Jahrgänge sind nicht vergleichbar. 

Das Konzept des Generational Accounting ist in eine neoklassische Weit mit vielerlei ceteris-paribus­
Vorbehalten eingebettet. Es gibt eine Reihe von Annahmen (u. a. konstanter Zinssatz, konstante Le­
benserwartung, vorgegebene Wachstumsrate des Sozialprodukts, Vollbeschäftigung), die jeweils durch­
aus angreifbar sind. Zur Kritik siehe auch Kitterer, S. 251 ff. 

denkbaren Einwand, ein solches Rechensystem mit 
sich im Zeitablauf überlappenden Konten und mit ei­
ner Reihe von Annahmen sei ja in Gestalt der soge­
nannten Perpetual-lnventory-Methode36 bei der Anla­
gevermögensrechnung der VGR in ähnlicher Weise 

36 Bei dieser Methode wird von der Überlegung ausgegan­
gen, daß sich der heute vorhandene Vermögensbestand 
aus den Zugängen der zurückliegenden Jahre unter Be­
rücksichtigung der Nutzungsdauer zusammensetzt. 
Siehe hierzu Brümmerhoff und Lützel, S. 228 
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seit langem üblich, mag man auch mit dem Hinweis 
begegnen, daß bei der Perpetual-lnventory-Methode 
weitaus weniger Variable und weitaus weniger An­
nahmen und auch keine Abdiskontierungen im Spiel 
seien und daß die Rückkopplungseffekte von der 
Bewertung des Kapitalstocks auf andere Gasamt­
rechnungsaggregate vergleichsweise gering seien. 

Es bleibt aber festzuhalten, daß das Generational 
Accounting derzeit den Mainstream der wissenschaft­
lichen Bemühungen darstellt, die intertemporale lnzi-
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denz von Lastverschiebungen zwischen den Genera­
tionen zu erklären. Schon von daher steht die Frage 
an, ob sich theoretisch oder gar empirisch eine 
Brücke schlagen läßt zum Gebäude der National Ac­
counts (VGR). Bei der Prüfung, ob denn die mo­
delltheoretischen Annahmen, ohne die auch die VGR 
bei aller kreislauftheoretischen Stringenz nicht aus­
kommen, mit den neoklassischen Ansätzen des Ge­
nerational Accounting vereinbar sind, gelangt man 
fast zwangsläufig zu der Frage, ob die VGR über­
haupt einer bestimmten Theorierichtung folgt oder 
folgen sollte. Utz-P. Reich, Vorsitzender der interna­
tionalen Gesamtrechnervereinigung IARIW (Inter­
national Association for Research in lncome and 
Wealth), beklagt, daß die (mikroökonomische) Theo­
rie für die empirischen Probleme der Statistik keine 
Hilfestellung gebe und daß die Probleme der VGR in 
der Volkswirtschaftslehre als Disziplin keinen Platz 
hätten. Er fordert, daß deshalb die Statistiker zu einer 
- neben den Theoretikern der Volkswirtschaftslehre -
eigenen Gruppe werden, um brauchbare Theorien zu 
generieren, die ihre konkreten, an Beobachtungen er­
lebten Probleme behandeln.37 

Man unterstelle einmal, daß die Politik einem statisti­
schen Amt oder einem wissenschaftlichen Institut die 
Aufgabe zuweist, ein theoretisch fundiertes Modell 
von Generationenkonten mit Anspruch auf empiri­
sche Geltung aufzustellen und daraus oparationale 
Handlungsmaximen für die Politik abzuleiten, die tat­
sächlich eine Lastverschiebung intendieren, etwa 
durch eine zusätzliche Kapitalfundierung des Sy­
stems der Alterssicherung. Die denkbare Wechsel­
wirkung mit den VGR läßt sich dann an zwei Fragen 
festmachen: 

- Welchen Dateninput können die VGR für ein sol­
ches Modell beisteuern? 

- Reicht das Instrumentarium der VGR aus, die in­
tendierten Effekte der Lastverschiebung auch auf­
scheinen zu lassen? 

Zur ersten Frage: Das Generational Accounting 
kommt, auch wenn viele Daten direkt der Bevölke­
rungs- und der Finanzstatistik entnommen werden 
können, ohne einen Input von VGR-Daten nicht aus. 
Für differenzrertere Rechnungen wird z. B. der 
Staatsverbrauch in einer den Individuen zursehenba­
ren Untergliederung benötigt. Hier bietet das neue 
ESVG mit seiner (fakultativen) Möglichkett, im soge­
nannten Verbrauchskonzept den Staatsverbrauch in 
seinen kollektiven und seinen individuell zuordenba­
ren Teil zu zerlegen, schon gute Bedingungen. Aller­
dings wird der einzelnen Individuen zuordenbare Teil 
des Staatsverbrauchs, also etwa die Ausgaben für 
Erziehung, Bildung oder Gesundheitsvorsorge (im 

37 Neue Zürcher Zeitung vom 4. März 1997 
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ESVG jetzt als soziale Sechübertragungen bezeich­
net), darüber hinaus in alters-, möglicherweise auch 
in geschlechtsspezifischer Gliederung benötigt. Dies 
ginge schon in Richtung eines Satellitensystems zur 
VGR. Ob man es dann auch so bezeichnet, ist ohne 
Belang. 

Im Sinne der obigen Frage zwei fiele den VGR au­
ßerdem die Rolle zu, ex post die der Theorie zu­
grunde liegenden Annahmen und die behauptete 
Wirkung der aus dem Modell abgeleiteten Maßnah­
men dem tatsächlich eingetretenen empirischen Er­
gebnis kritisch gegenüberzustellen. Dabei könnte es 
sich als notwendig erweisen, daß man einige Aggre­
gate wie etwa das Sparen, bestimmte Transferströme 
oder bestimmte Positionen der Vermögensbilanzen 
im Sinne intergenerativer Belastungsanalyse weiter 
aufbohrt Möglicherweise wäre ein solcher Nachweis 
in den VGR überhaupt erst die Voraussetzung, daß 
sich die Politik auf Handlungsmaximen, die aus dem 
Generational Accounting abgeleitet sind, einläßt. Sol­
che Sonderrechnungen oder Sondernachweise sind 
aber vermutlich nur im Rahmen eines als solches 
auch ausgewiesenen Satellitensystems möglich. Ob 
dies die amtliche Gesamtrechnung mit ihrer derzeiti­
gen personellen Ausstattung auch leisten soll und 
kann, bleibt natürlich dahingestellt. 38 

Soweit es um politische Konzepte geht, die sich aus 
Erkenntnissen der intergenerativen Belastungsrech­
nung ableiten, gibt es einen dritten Berührungspunkt 
zu den VGR: Die intergenerative Belastungsrechnung 
steht erklärtermaßen (Kitterer, S. 253) von makroöko­
nomischer Wirkungsanalyse ab. Von daher entsteht 
zwangsläufig analytischer Ergänzungsbedart, der 
sich in erster Linie darauf richtet, die empfohlenen 
Handlungsmaximen mit Hilfe der kreislauftheoreti­
schen Stringenz der VGR systematisch und a priori 
zu überprüfen. Für die Analyse makroökonomischer 
Zusammenhänge ist die Stromrechnung der VGR 
unabdingbar.39 Man mag allerdings streiten, ob die 

38 Hartmann (S. 334) weist darauf hin, daß es in Deutsch­
land gegenwärtig höchst tragwürdig erscheint, inwieweit 
Darstellungen in den VGR, die über das von der EU ge­
forderte Rechenprogramm hinausgehen, also für zusätz­
liche nationale Zwecke gewünscht werden, nach Anwen­
dung des neuen ESVG überhaupt noch machbar sind. 

39 .Die methodelogische Position, derzufolge die Empirie 
den kritischen Prüfstein für alle Bestandteile von Theo­
rien bildet. stützt sich auf die Wissenschaftstheorie des 
Kritischen Rationalismus .... Der Kritische Rationalismus 
geht davon aus. daß alle, wie auch immer gewonnenen, 
wissenschaftlichen Hypothesen und Theorien der empiri­
schen Überprüfung bedürfen, um ihnen empirischen Ge­
halt zuschreiben zu können .... Eine systematische 
Überprüfung wirtschaftswissenschaftlicher Hypothesen 
und Theorien ist zum Teil erst durch den Aufbau volks­
Wirtschaftlicher Gesamtrechnungen möglich geworden." 
(Kromphardt, S. 915) 
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Erörterung gesamtwirtschaftlicher Als-ob-Szenarien 
noch unter Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen 
zu subsumieren sei.40 Gleichwohl: Im folgenden wird 
eine solche a-priori-Überlegung angerissen, die zur 
Abrundung dieses Beitrages den Kontext zur bereits 
geschilderten Rentendiskussion in Deutschland her­
stellen soll. 

Man könnte für die deutsche Volkswirtschaft je nach 
unterstelltem Szenario durchaus zu der Auffassung 
gelangen, daß eine Thesaurierung eines Teils der 
Rentenbeiträge zu Lasten der derzeitigen und zugun­
sten späterer Renten mit Hilfe einer Kapitalfundierung 
die nötige Lastverschiebung nicht leistet. Man 
braucht im gewählten Szenario nur davon auszuge­
hen, daß eine Anlage der Mittel im Ausland wegen 
der damit verbundenen Unwägbarkeiten und den Er­
fahrungen etwa der jüngsten Mexiko-Krise vom De­
zember 1994, als amerikanische Pensionsfonds er­
hebliche M1ttel zu verlieren drohten und nur eine 
Stützungsaktion von bisher nicht gekanntem Ausmaß 
den völligen Peso-Kollaps verhinderte41, für einen auf 
langfristige und sichere Anlagen ausgelegten Fonds 
nicht in Betracht kommt, die Suche im Inland nach 
geeigneten Finanzanlagen für die Rückstellungen der 
staatlichen Rentenversicherung aber auf eine dafür 
nicht ausreichende Realkapitalbildung stößt. Schon 
ohne den Ersparnispush, dem die Thesaurierung von 
Teilen des Beitragsaufkommens gleichkäme, nötigt 
die Arithmetik der Leistungsbilanz einer auf lange 
Sicht exportorientierten Volkswirtschaft wie der in 
Deutschland einen stetigen Export von Finanzkapital 
ab, letztlich also auch einen Zinssatz, der mländ1sche 
Finanzanlagen im internationalen Vergleich relativ 
uninteressant macht. Wenn nun im Inland zusätzliche 
Rückstellungen für die Alterssicherung angelegt wer­
den sollen, dürften die inländischen Zinsen tenden­
ziell sinken. Dies mag dann der öffentlichen Hand 
nutzen, ihre Schuldtitel reichlich und kostengünstig zu 
placieren, was aber die Befürworter einer stärkeren 
Kapitalfundierung der gesetzlichen Rentenversiche­
rung wohl nicht gerade im Sinn haben. 

Dieses grob und ohne jegliche Berücksichtigung von 
Wechselkurseffekten skizzierte Szenario ist natürlich 

40 Das derzeit international wohl gängigste Lehrbuch zur 
Makroökonomie (Dornbusch und Fischer) ist durchwirkt 
mit Verweisen auf Beispiele der praktischen Politik. Den 
VGR widmet es ein eigenes Kapitel, weist ihnen aber le­
diglich d1e Rolle emes konzeptmäßigen Rahmens für die 
Beschreibung der Zusammenhänge zwischen den ma­
kroökonomlschen Variablen zu. 

41 Siehe .Die Chronik einer schnell eskalierenden Krise" im 
.. Handelsblatt" vom 1. Februar 1995 und .The Right Po­
licy for Mexiko and the U.S." by Marlln Feldstein, in: .The 
Wall Street Journal Europe" vom 2. Februar 1995. Die 
makroökonomischen Wirkungszusammenhänge der Me­
xikokrise von 1 992 beschreiben Dornbusch und Fischer 
(S. 744). 
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nur eines von mehreren denkbaren. Die hinsichtlich 
der Fähigkeit des Kapitalmarkts, das .Überangebot 
von Ersparnissen" aufzunehmen, und hinsichtlich der 
empirischen Tragfähigkeit von ceteris-paribus-Model­
len skeptische Variante findet sich dezidiert bei Mein­
hold (S. 252 ff). Der Sachverständigenrat (Ziffer 413) 
beurteilt das Auslandsrisiko und die Aufnahmefähig­
keit des Inlands für Finanzanlagen optimistischer, 
damit auch den für ein Kapitaldeckungsverfahren zu 
erwartenden Realzins. 

Krupp fordert, daß bei Einführung einer Teilkapital­
deckung die Rückwirkungen auf den Wachstumspfad 
der Volkswirtschaft in die Analyse einbezogen wer­
den. Es komme auf die Jeweilige gesamtwirtschaftli­
che Lage an. Er unterscheidet hier Arbeitsüberschuß­
und Arbeitsknappheitsperiode und stellt heraus, daß 
die intergenerative Lastverteilung nicht nur von der 
demographischen Veränderung im Bevölkerungsauf­
bau, sondern zu einem wesentlichen Teil durch die 
Situation auf dem Arbeitsmarkt bestimmt werde. 
Krupp kommt zu dem Ergebnis, daß der Übergang 
auf ein teilweise kapitalfundiertes System keineswegs 
von vornherein zu höheren Investitionen und damit zu 
höherem Wachstum führen müsse, sondern sogar 
die Arbeitslosigkeit verhärten könne. 

Andere Autoren weisen auf das Übergangsproblem 
bei Wechsel des Systems hin, nämlich daß uns durch 
die Entscheidung der Rentenreform von 1957, das 
Umlageverfahren einzuführen, die Hände gebunden 
seien, denn jede Veränderung, die auf eine größere 
Abs1cherung auf privaten Versicherungsmärkten hin­
ausläuft, impliziert, daß d1e Generation, die zum Zeit­
punkt der Umstellung des Systems erwerbstätig ist, 
doppelt belastet wird. Sie muß zum einen die Renten 
für die Individuen aufbringen. die noch Ansprüche an 
das kollektive Alterssicherungssystem haben, und 
gleichzeitig eigene Ansprüche auf privaten Versiche­
rungsmärkten erwerben (so Berthold, S. 360). Dies 
sieht auch der Sachverständigenrat so (Ziffer 402). Er 
beklagt, .,daß man es sich bei der Einführung und der 
Weiterentwicklung des Systems allzu leicht gemacht 
hat", macht aber auch geltend, daß auch unter sta­
tus-quo-Bedingungen die Beitragszahler bestimmter 
Kohorten .,ein höheres Rentenniveau finanzieren 
müssen als das, mit dem sie selbst rechnen können". 

Bernd Struck 
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Daten zur Konjunktur 
Sch/eswig-Holstein 
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Daten zur Konjunktur 
Land und Bund im Vergleich 
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GeletSI~te Arbeo!erstundon 

Lo>ln· und Geholl &summe 

UmJlll7 (ohne Umsalzsleuer) 

onbndsurnsniL 

Ausln~dsum&aiZ 

Aollmg•c n9'1f19 ausgew,htel 
W~lsthallslwelgc 

aus dem Inland 

aus dem Ausland 

Energoevetbrauch (VIf!rteljAtulich) 

Vorberellende Ba~Rielltnarballen, 
lloch• und Tlalbeu2 

Beschallogte 

Gele stete A•be•I$SIUndPn 

Lohn· und Oohnltuurnmo 

Bau(IPWP.obhchm Umsntz 
(ohne Umsalzsleuer) 

Aullrag•Pingang1 

Baugenehmigungen• 

Wohnbau (Wohnungen) 

Nieh wohnb:>u (umbauler Raum) 

Einzelhandelinsgesamt 
(eloschl. KIL-Einzelhand41, Tankstellen) 

lond 
Bund 

Land 
Bund 

Land 
Bund 

Land 
Bund 

Land 
Bund 

Land 
Bund 

Land 
Buna 

land 
Bund 

Land 
Bund 

Land 
Bund 

Land 
Bund 

l.and 
Bund 

lAnd 
Bund 

Lnnd 
Bund 

Land 
Bund 

Land 
Bund 

Land 
Blll'ld 

Janu.·u 
bl• 

Dez 
1996 

+ 

• 

+ 

• 

44 
3.7 

6,1 
5.8 

0.7 
0,7 

2,7 
0.2 

2,5 
1,6 

3,3 
5.0 

4.3 
0.2 

6.4 
3.3 

0.2 
4,9 

5,0 
4,3 

6.1 
7,1 

10,9 
9,9 

7,3 
6,6 

9.4 
4,9 

12.7 
7,9 

10,7 
p- 14.6 

7,0 
p- 2.6 

• 
• 

4,5 
3.6 

9,3 
9.5 

3.8 
0,4 

8,6 
5,1 

5,2 
7,0 

17,7 .. 
0,6 

4.8 
39 

9,4 
9.2 

2.2 
2.3 

7.: 
• 

4,5 • 

10.2 .. 
6,4 

2,3 • 
0,1 .. 

5.4 
4,1 

1,1 
1,4 

0.5 
0,1 

6.8 
6.6 

6.2 
3,1 

.. 
• 

17,8 
15.5 • 

9,5 
4,5 

• 22 2 38.6 

5,5 
9.2 

17,2 
~.1 

2,0 .. 4,6 

+ 28,6 48,6 
2.2 .. 0.~ 

9,0 1,9 
1,8 • 11,7 .. 

5.1 
4,3 

6.7 
8.3 

2.4 
2,1 

0,1 
3.1 

0,4 
4.6 

1,5 
0,8 

59 
0.2 

6.2 
4,9 

5.2 
9,9 

3.6 
6,2 

t 13,9 
3.6 

6,4 5,5 
6,0 G.2 

5,7 
6.0 

6,2 
6.5 

+ 

+ 

+ 

4.8 4 0 
4,3 3,9 

5,3 2,Q 
6,4 2.6 

:?,1 1,5 
1,: 1.3 

3.2 + 6.3 
0,11 + 6.8 

23 + 52 
1,3 + 4 I 

5,8 + 9,7 
G,O + 13.2 

13:' + 3,6 
2,6 + 9,6 

13.2 0,6 
6.3 + 5.8 

13,2 + 11,4 
'.0 + 16,1 

+ 

+ 

1,3 
~.2 

8,1 
7.0 

~3 
4,0 

1 '-.2 
0,6 

15,2 
2,3 

11,8 
7,5 

~.o 
0.9 

6.0 
3.8 

33 
8.8 

5,0 
1,1 

A!> 37 
4,0 P· ~.I p-

3.3 :>,8 
5.4 P· 0,3 I'" 

2.2 
4.0 P· 

3.~ 
7,3 P· 

2,7 
3,9 

5.9 
8.8 

4.0 3, I 2,0 0,3 
2,3 P· 3.0 p 2.5 p 1,9 

1,8 0.8 • 6,4 2.6 
+ 0.7 P+ 2.4 P• 1,3 P· 1,7 

5,1 3 'l + 1,1 8.6 
1.2 P· 1,5 P· 1,7 p· 4,4 

+ 7.2 • 16,0 • 21,0 + 17.0 
+ 5.0 p+ 94 P+ 7,3 p+ 46 

+ 4.0 10,7 + 11,0 3,0 
I 2 r+ 3,0 r+ 2.3 2,2 

1,1 166 
3,9 I• 2,8 

57 
09 

66 
55 

• 14,3 2,1 • 40,5 • 4 1 
+ 30 I+ 12,3 I• 7,2 + 2,9 

1,4 

6,8 9,5 8,5 
10.6 p- 9,1 

5,7 • 5,9 5.0 6.0 
6,6 7,0 7,2 7,9 

9,5 6,9 
11.0 7,6 

7,5 
2.8 

7,0 • 
9,8 

2.2 4,3 15.1 + 17.1 
3.7 3,3 13,2 • 3.2 

• 9.:! + 74 4 + 9,0 
18.2 P• 20.0 

6,4 7.9 + 
G,G 9,1 + 

14,0 9 I 
5,8 2.6 + 

26,1 .. 25,5 
6.8 5,7 

+ 7,0 • 11,9 
18 7 2,3 

• 26.5 .. 4.8 
17,6 + 2.2 

1,5 
0,1 

0,1 
5.6 

6.4 • 
2,7 

8.0 
8,0 

9.6 
1,0 

2,3 
5,4 

1.8 1.6 
10.6 138 

21.3 .. 0.3 
6,9 5,1 

1,7 2,9 • 15.2 9.3 
4,3 4,2 14.0 0,5 

2.2 t 0, I + I .2 + 9. 1 
0,8 .. 2,8 2.6 1,4 

6, 4 26, I • 35.8 + 26.8 
9.4 • 4,5 154 3.3 

• 19.0 + 4,0 :19.7 
10.0 • 8,8 18 I 

• 46,7 .. 10.2 1,0 
+ 2,0 • 2,1 ... 2,3 

21.5 
25,4 

+ 53,9 
1.4 

4,9 + 12.0 .. 13,0 
11,1 P' 2.5 

2,8 • 31,6 • 22.8 
5,2 

11,8 • 29,3 18,3 
16,1 P' 0,2 

13,1 
14,2 

+ 16,1 
+ 5,6 

+ 18,6 

• 26,3 

3.7 

.. 11.5 

AprK 
1997 

2.5 

+ 0.2 

2.6 

.. 12,9 

5.7 

• 34,6 

8,3 

12,4 

0.5 

9,1 

4,1 

10.0 

.. 12,8 

3,3 

+ 40,1 

• 37,9 

Umsall Land 
Bund 

+ 1.6 
+ o.e 

1,1 
1,4 

3,6 + 7,5 ... 2,0 + 0,1 • 6,4 
3,1 • 5.2 0,9 1,5 + 4,5 

0.2 
0.3 

1,5 
2,3 

2.1 
2,1 

17 1.11 + 1,4 

Gastgewerbe 

Umsall 

framd8nverkeh.S 

Arkunlle 

Ubernachtungcn 

Arbellsmark1 

Arbe:tslose 

Olfcne SIPIICO 

lnsolvenzen 

land 
Bund 

Lnnd 
Bund 

Land 
Bund 

Lnnd 
Bund 

Lond 
Uund 

Land 
Bund 

2.5 0.3 5.7 4,2 0,0 

0,9 + 2,9 1,8 2,4 .. 6,2 
.. 0,2 • 1,1 + 1,6 .. 4,6 

1,8 + 1,4 3.0 + 02 0.2 
2,5 3.2 1,2 1,0 

+ 10,7 9.5 
9.0 ~ 8,8 

3,5 
.. 1,5 

• 90.1 
+ 6 •• 1 

0,2 
0.2 

+ 94.8 
+ 68.2 

+ 106 
• 8.6 

0,7 
2,6 

86.6 
77,5 

9,4 
8,5 

3 I 
+ 03 

+ 120,9 
• 108.2 

+ II 1 
.. 9,3 

9,3 
1,1 

• 93.6 
+ 86,4 

3,6 1,0 1.3 

4,8 + 1,1 + 2,5 
0,6 • 3,7 • 5,0 

2.6 1,8 2.7 
3.0 0.5 0.8 

• 12.9 .. 13.1 
+ 105 + 11,1 

93 5,3 
+ 1,0 • 1,7 

5.7 t 20.1 
+ 50,7 t 50.2 

+ 139 
+ 11,4 

6.4 
+ 2,0 

3.1 
+ 13,4 

2,9 4,7 0,9 6.6 7,6 

4,5 p+ 1,8 P• 1.2 P+ 10,4 p- 8.9 
0.9 + 3.1 p 1.2 

7,9 p- 10.4 p- 14,5 p+ 10.5 p- 11,1 
5.6 7,6 P' 11,1 

+ 13,1 
.. 10,6 

3.6 
.. 5,1 

91 
5,2 

.. 15,5 

.. 12,6 

0,7 
0,3 

.. 17,3 
5.6 

+ 12.9 
+ 10,0 

26 
4,6 

6,9 
12,3 

.. 10,3 
9,0 

4,6 
+ 3,7 

20,1 
28,5 

+ 12.6 
9,5 

9.6 
+ 1,2 

6,4 
• 39,4 

Anzahl La~d 
Bund 

.. 9,8 + 18,2 • 82,5 1.9 + 14.5 8,2 + 10,1 . 46,5 • 27,9 • 14.8 • 10.4 • 11,8 • 24.2 
+ 9,3 + 12,3 • 12,0 + 10.2 + 8,4 • 8.2 + 22,5 1,0 5,8 ,. 5.9 7,2 

1 Belllebe mIrmallgemeinen 20 und mehr Besdläfhgten. Zur Melhoda S•ahe Slahshschen BerichtE I I, Ab Januar 1995 neuer Benchlsl<re•s mol vcrglercht>aren \lcrlimJeoungsrelcn tu 1994 
(d h. in 1995 ohne d•e neu hlllzugekommenen Bereiche) 

2 auf alle Belloebc hochgerecllnele Ergebnisse. zur Methode &lehe Slah&toach~n Benchi E II 1 • E 111 1 
3 Belrreba von Unlernchmen rnll 20 und mehr ßeschalloglen 
• nur Elllclllung neuer GtM>Aude 
s 1n Beherbcrgungsslallen mrt 9 und mehr Gas:ebellen. ohne CampJngpiQize 
p • vorliuhge Zet,l, r • beriehllgle Znhl 
Hon11eis: D•o Angaben beziehe• I s•ch aul d.'s Bundesgeb•el nacll d8m Geblelurand vor dem 03.10.11100. Sie schließen Berhn (W<!sll m•l ein 
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Jahreszahlen 
Sch/eswig-Holstein 

Bevolkerung 

Überschuß (+) 

Ernwohner 
der 

Jahr (JDhres· 
He•r,1ts· Geburten· Sterbe· Geborenen Wanderungs- Ins· 

z•fler z•fler z•lfer oder 
ffilll91) gewtnn gesam1 

Gestorbenen 
(-) 

1000 Ere•gmsse 1e 1 000 E•nwohner 1000 

1992 2 662 7,1 10,8 11,4 2 33 1247 
t993 2 687 6.9 t0.7 11.6 3 18 1246 
1994 2 701 6,8 10.2 11,4 3 t7 1245 
1995 2 7t7 6.5 10,1 11,5 4 2t 1246 
t99G ... ... ... . .. . .. ... ... 

Olfenlhche allgeme;nbildende Schulen 

Schulennnen/Schuler Jm SeptembN in von 100 Schulennnen/Schülem erre!Chlen 

Jahr 
Grund 

weniger Fachhoch· und Sonder· Real· Gym· Gesamt· 
als Haupt· schulreife liaupt• &chu!t'"n .schulen Oil$11m schulen m1Uieren 

schulen 
Haupt· schul· 

Abschluß 
und 

schul· abschluß angemell1e 

I 000 
allschluß Hochschul 

re•fe 

1992 t35 tl 46 61 8 10 36 3t 24 
1993 t36 11 49 61 10 10 36 32 23 
1994 144 12 49 61 11 10 36 30 24 
1995 150 11 50 62 12 10 36 31 23 
1996 155 1:1 52 62 13 10 36 31 23 

Landw•rtschall 

Im Erwerbsleben liil .ge Personen 1 

Land-
und 

Forsl· 
WillSChell 

59 
52 
53 
47 
... 

Produz•e llnndel 
und rE>nde~ 

Gower be Verkehr 

1000 

360 
362 
363 
352 . .. 

Bruuo 

262 
266 
262 
323 

lnlandsprodukt2 

ubuge 

D•en•l· 
leislung!!n 

568 
566 
567 
525 ... 

in I11WE!•Iigen Preisen in Preisen vo "1991 

Jahrliehe 
M1ll DM Zuwachs· 

rate 
in .'o 

96874 • 6.4 
100160 + 3.<1 
104 472 + 4,3 
108 827 + 4,2 
110 695 + 1,7 

jilhrllch e 
M'll DM Zuwach S• 

92936 
93068 
95034 
96993 
97945 

rnle 

ln% 

+ 2.1 
• 0,1 
+ 2,1 
... 2,1 
.. 1,0 

jO 

Erwerbs· 
llltlgen 
Bvnd3 

"100 

92 
93 
92 
93 
92 

Vtehbestancl am 03 12 Schi:IChlungenG Kuhmilcherzeugung Ernten in 1 000 t 

Jahr 
Ronder 

d:uuntet 
Schwe•ne Huhner5 Rinder Schwe111e 

Insgesamt 
M•lchkuhe4 

I 000 

t9~2 t 435 440 t 397 3 129 548 1 853 
1993 t 424 • 431 • 1 376. • 431 1904 
t994 t 396 426 1 309 2 731 351 1 709 
1995 t 398. 421 • 1 269. 318 1 464 
1996 p 1 396 p 422 p 1 292 ... 378 1 309 

Veralbeilendes Gewerbe7 

Bescharugle 
Löhne l Gehäller 

Umsatz 
(Monatsdurchsehn•ll) gele1s1ete (ohne Umsatzsteuer) 

Arbe11er-
Jahr 

Insgesamt I stunoen Auslands· 
Arbe,ter Brutlosumme insgesamt 

umsalz 

1000 Mill M•ll. DM M11l. DM 

1992 IBO 119 192 5309 ., 247 49 226 10430 
1993 17t 111 176 5072 4 327 47 315 9911 
1994 t63 104 168 4 953 ·I 370 48686 "253 

1095 153 97 157 4 856 \321 r 46 979 r t2777 
1996 147 92 148 4 767 4 342 47 670 12359 

--I ErgPbmsse der 1%·M•krozensuserhebungen 
2 ab 1993 vorlauflgcs Ergebnis 
3 GeblelsslanrJ vor dem 03. 10 1990 • ohi1P Ammen• und Mu11e1kuhe 
~ ohnf' Trul• P"rl und Zwerghuhner • gewerbhche und Hausschlachlungen, •n- und ausländiSCher Herkunlt 

1 OOOt 

2 297 
2312 

2311 
2 406 
2 404 

Kohle 

t83 
189 
184 

I 
162 
174 

kg 
je Kuh 

und Jahr 

5 116 
5 306 
5393 
5688 

p 5 702 

Gelraid e Kartollein 

2093 
1 892 
1 928 
2 15t 
2 251 

154 
164 
146 
154 
193 

eh Energieverbrau 

I Heizöl I G as Strom8 

1 0001 SKE9 

I 251 59G 409 
1 293 620 407 
1 234 672 414 

1 000 I I M1ll kwh 

887 5 174 3 374 
908 5 110 3909 

Zuckerroben 

766 
779 
699 
715 
7t7 

Bauhaupl-

gewerbe 

Beschall•gte 
811130.06. 
in 1000 

44 
46 
47 

I 
r 46 

43 

1 
R 

eigklassrf•kal•on (WZ Bel"ebe m,r Im allgr.me•nen 20 und mehr Beschähogl en; b•s 1994 nach allar Wn1schaltszwe!Qsystemahk (SYPRO). ab 1995 nach neuer Wlrlschallszw '93) 

R 
ohne Eigenerzeugung 
1 Tonnp SKE (Stelnkohlt>-ElnhCit) '- 29 308 MJ . reprasenl al•ve V•ehzahlung 
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Wohnurlpswesen Au$ fuhr 

Jahreszahlen 
Schleswig-Holstein 

Fremdenverkehr2 

zum 
fe~lrggeste II! Wohnuogen 1 

von Gütern 
Ankuntte Ubemaehtungl'n 

J1hr ß.1u InS• ln in Lfi"<!er der o~wetb-
Bestand nn VOll 

genehmrgte gesamt EU·lilnder der E.FTA ~chen Auslands· 

Wohnungen' 
Insgesamt Wohnungen WutsChalt 

InSgesamt 
gaste 

lm;gesnmt Auslands· 
gAsten 

1000 Mll DM 1000 

1\1112 15 12 1 171 13 156 8175 1 751 11070 4 1~9 49~ 22116 981 
1993 19 14 I 186 11613 5363 1688 9903 3956 343 21989 735 
1n<J4 23 19 1 206 12 918 5 712 1 898 11258 3907 314 21 5~2 690 
1095 20 I 22 1 230 p 13 629 p7 010 p 821 p 11912 3 996 300 21988 665 
1996 18 18 - p 14 193 p 7 619 p 685 p 12 374 3 959 309 21597 654 

Klz·Besta"<<3 am 01.07 
Straßenverl<ehrsunlille 

Spar· Sozralhllle0 
mK Personenschaden 

ernlagen5 Kctcgsopter· 

Jnhr lllS<,lesamt I Kraftrader I Pkw4 I Lkw 
am31.12. 

Insgesamt Hrffe zum Let>ensunterh:lll 
lllrSO<ge 

Unfälle Gelötele Verletzte 
Aufwand Aufwnnd I Empl.!ng!!t Aulwnnd ~ 1000 M.UDM 

rnM:J.DM in MJU. DM 111 1 000 .n M.D. OM 

1~92 1 526 56 1307 64 16 420 3!9 21 310 20156 I 831.!1 677,1 
1993 I 571 6>1 1 3-11 66 15 526 296 20325 22009 2031,6 746,0 
1994 1608 71 1368 (;9 15463 262 20162 24 350 2137,0 780,6 
1995 1644 78 1393 72 I 15 592 I 268 I 20 652 :?6 765 2137,0 780.6 
1!l'.JG I G7/ 85 1 416 75 14 307 260 18609 29689 2238.1 873.5 

Steuern 

Steuerernnahmen naCh der Steuerverladung Steuern vom Einkommen Gewerbe· 
Steuern Vet· Glnuer 

Jatrr vom 
veranlagte 

brauch· nach des lilndes 

des Bundes des Landes7 der Umsat> 
insgesam1 Lohnsteuer Einkommen· 

steuern Ertrag und 
Gernernden 

steuet 
Kaprtal 

Moll DM 

1092 7 919 8351 3012 4 937 10061 7059 1 637 117 1 235 22081 
1093 8331 9696 3158 5506 10645 7 333 1 676 44 1162 23873 
1924 8880 0 704 3156 6092 10626 7 510 1 447 39 1179 24 768 
1995 9 163 9844 3 102 6096 10739 8007 1 119 41 1 178 26367 
1996 8609 9980 3 093 5950 10133 7 821 805 169 1265 27 640 

Prersondlzes m Bundesget>let9 lOhne und GehPliert 1 

Lebenshaftung anor Industriearbe I er 12 
Angeslellle 1n lndusu•'2 und Hande~ 

Erzeugerpreise ro prrva1en Ha1Jshal1e 
Ktedotinstolutcn und Versld1erunusgewerbe 

1991 lo 100 
Brutlowochenlohn Bruuornonatsgchan 

!ur 
Jahr Wohn· 

kaulmlnnlsc:he teehnlld•• r..nu pobAua• ch\IUi"'l .. r 
Angeotell• ~~~11-. .. u1• 

ge~rbiiCher Will• 1011 a 100 Nahrungs· M4nner Frauen 

Produkte schaltlicher Insgesamt murel 
MäMer I Frauen ~nner 

19:11 100 Produklll Getrinl<e 

1965 100 Tobakv.aren 
DM 

1992 101.4 91,9 105.7 104,0 103,3 8W 6>10 4 808 3330 5 453 

1993 101,4 847 110,5 107,7 105,4 930 665 5071 H33 5724 
1994 102,0 86,5 112.8 110.8 107,1 978 695 5233 3677 5911 
1995 103.7 87,1 115.4 112.5 108.6 I 000 722 5 405 3856 6 115 
1996 103.1 - 115.3 114,1 109.6 1 022. 734. 5410. 3870. 6254. 

1 ErriChtung neue~ Gebiiude 
2 nur Beherbergung»tauen m~ 9 und metu Gäsleberlen. elnseh oeßfiCh Kinderherme UNI Jugendhelbergen 
3 Klaltfahrzeuge mrt amtliChem Kcnnzerchen. ohne Bundespost, Bundesbahn und Bundeswehr: ab 1994 nur ohne Post und Bundeswehr 
• ernsChließlich Kornbrnatoonskraltwagen 
6 ohne Poslsp~~roonlagen 
• Doe Angaben ab 1994 sind niCht drre~t m~ oen Vorjahren verqlerehbar, weK nor 01 .11 1993 doe Angeben lur Asylbewerber gesondert ausgewresPn weiCien 
7 eonseh reßlieh Underflnanzausglereh sowiC Bundesetgllnzugszuwersungen 
• elllseh eßlieh Ihrer Kronkenhliuser, abef OhM Ergenbelr ebe und Zv.11Ckverb6nde 
1 D e Angaben beziehen sich auf das Bundesgebiet naCh dem Gebtetssta"d VO< dem 03.10.1990 Sre echlreßen Berflrt (West) rnrt e111 

10 ohnt' Umsall (Mehrwen·)steuer 
11 Durchschnht aus den 4 Berlchtsquar1aleo 
12 eonschfleßflc:h Hoch und T efbau mD Hand ... -er~ 

131,4 109,5 
143.6 118.7 
94 1 122 4 
94.1 1<'2.4 

112,3 121,9 

SChulden 

der Gem~lnden und 
Gemerndeve~nde• 

Kredt· 
Insgesamt mark1 

mttel 

4 226 3331 
4 529 3577 
4 681 3 716 
4918 3659 
5 127 4 02ö 

Ollenllicher D<en51 

Bruuomonatsgeha1113 

O.amt• AnQo<toar• 
110 IMT VIII 

(Inspektor) (Burokrall) 

4284 3200 
4 411 3294 
4 498 3359 
4 639 3464 
4769 3 594 

11 Endgcllatt, d e Angaben gelten !ur Verhellalefe mK eonem Krnd onk1usllie Kindergeld, ohne S1elletlzulage 
• Mol der Zuordnung der Bertchtsbetrlcbe zur Kbssilikatlon der Wu1sch:lftszwerge, Ausgabe 1993 (WZ 1993), rst ke.on VergleiCh mrt den ErgcbntJ~ zuruckltegMder Berichtsjahre mOg!lch 

(vgl Serte 10. Zahfenspregel) 
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Zahlenspiegel 
Schleswig-Holstein 

BEVÖLKERUNG UNO ERWE.RBSTATIGKEIT 

1995 1996 1996 

Monalsdurchschndl 

Bevolkerung am Monalsende 1000 p 2 717 ... p 2 726 p 2 727 p 

• Naturliehe Bevölkerungsbewegung 

Ehosthllcßungen 

leboodgebOrene 

Gestorbene (ohne Totgf'bofene) 

daruntet m e•sten lrbcnsJ.nhr 

Ubersthuß der GebOrenen ( t) 
oder Gestorbenen (o) 

WnnderungM 

Ubcr d e Lande19fenze Zugezogl!ne 

darun1er aus dem Ausland 
llber d•e Landesgrpnze Foogezogeno 

darunter ln das Ausland 

WandcrungsoeWIIIIl (•) und ·verlu$1 () 

Innerhalb des LMdt's Umgezogene' 
Wn"<ll!tunllstano 

Arbellalage 

Arbetlslose (Monalsendf!) 

darunlt>r M.inner 

Ku11arbetter (Monnlsmtlle) 
ctn r ~m1er Mnnnr.r 

Ottene Stelle-n (Mooatsende) 

Anzahl 

je 1 000 Ernw und 1 Jahr 
Anzahl 

,e 1 000 Ernw und 1 Jahr 
Anzahl 

je 1 000 Ernw und 1 Jahr 

Anzahl 
,e 1 000 LebendgebOrene 

Anzahl 

je 1 000 Elnw. und I Jahr 

Anzatll 

Anzahl 
Anznlll 

Anzahl 
Anzahl 
1\nzahl 

1\nzahl 

I 000 
1000 

1000 

1000 
I 000 

LANDWIRTSCHAFT 

Viehboaland 

Rtndvieh (ernschl eßlteh Kälber) 
darunler M• Chkuhe 

(ohne Ammen· u'ld Mutterkuhe) 
Schwomo 

darunter Zuehlsauen 
darunter trAchllg 

Schiachlungen 

n••dN (ohne Krilber) 
Kälber 

Schweme 

dar unter Hausschlathtung~n 

Schlachlmen9a2 AUI gewerblichen Schlachtungen 

(ohM Geflugel) 

da•urtter nonder (ohne Kälber) 
Kälber 
Schwetne 

OurchschnllUichu Schlachtgewicht fur 

R nder (ohne Kälber) 
Kälber 

Schweine 

Gtflugel 

Konsumeter3 
GellugellteiSCh• 

Mllcheruugung 

d3runter Dfl Molkeraten und Hand er geheiert 

M•k:hlers1un11 je Kuh und Tag 

' ohn" Innerhalb de1 Gemr.•nde Umgezogene 
2 emschrteflllch Schlachlfene, ,edoch ohne lnnere•cn 

1000 

1000 
1000 

1000 
1000 

I 000St 
1 OOOSI 
1 OOOSt 
1 OOOSI 

10001 

10001 
1000 I 
1 0001 

kg 
kg 
~g 

I 000 
I OOOkg 

10001 

~. 

kg 

p 1 473 
p 6.5 
p 2286 
p 10.1 

p 2607 
p 11,5 
p 11 
p 4.8 
p· 321 
P · 1,4 

9 567 
3 890 
7 823 
1 236 

• 1 744 
11102 
28 491 

102 

59 

3.1 

2.5 
12.0 

1 398° 

421° 
I ~69° 

118° 
83" 

26 

121 
1 

19,5 
8,1 
0,1 

11,0 

311 

130 
91 

28 793 
59 

201 

9G 
15,6 

1 ln Ue111~n bzw "' Unternehmen m•13 000 und mehr Hennenhallungsplalzon 

6921 
1677 
5306 
1110 
1 615 

10945 

23 172 

113 

66 
5,8 
5,0 

11.5 

p 1 396° 

p 422° 
p I 292° 
p 121° 
p. 84" 

31 
1 

109 

19,8 
9.6 
0.1 
9.9 

307 
136 
91 

29010 
61 

200 

9G 
p 15,6 

p 631 p 
p 2.9 p 
p 2 190 p 
p 10.1 p 
p 2 761 p 
p 12,8 p 
p 12 p 
p 5.5 p 

984 p 
4,2 p 

2 332 p 
10,1 p 

2653 p 
11,5 p 

p • 71 p • 

7 p 
3,0 p 
321 p . 
1,4 p. p 2.6 p. 

5 791 
1279 
4 905 
I 129 

+ 866 
10445 

21141 

124 

75 
11,8 
10,5 

12.9 

27 

0 
110 

18.4 
8,3 
0.1 
9,8 

310 
129 
89 

29085 

184 

96 
15,0 

6 567 
1 499 

5063 
1055 

+ 1 504 
11 024 

22 654 

118 

72 
12.2 
11.0 
14,6 

26 
1 

112 

18.4 

7.9 
0,1 

10.2 

307 
133 
92 

31298 

210 

96 
16.1 

• aus SthiAChtun~en lnlandlschrn Gellug"ls tn Schlaehtere•en mtt e•ner Schtachtkapautal von 2 000 und mehr Tteren Im Monat 

8 Dezember 
' OrPSe J'os toonen werden rm .Zahlenspteger aller Stallstischen Landesami er •arbtlenllichl 

2728 

1 030 
4,6 

2 336 
10,4 

2672 
11.9 

11 
4,7 

336 
1,5 

6979 
I 693 
5 210 
1060 
I 709 

10 771 
22960 

ltt 
66 
8,0 
6.9 

15.0 

1245 
117 

81 

22 
0 

112 
0 

17.2 
6,7 

0.1 
10.2 

310 
135 
92 

28941 

208 

97 
16,5 

Januar 

7 114 

1533 
5546 
I 076 
1568 

12 190 
25 450 

139 

84 
9,8 
8.7 

10.5 

37 

1 
114 

21.8 
11, 1 
0.1 

10.4 

302 
134 
92 

28 371 

5 861 

1<462 
4945 

I 020 
916 

10452 
21258 

140 
85 

10.6 

9.3 
12,6 

33 
0 

100 

19,0 

9.7 
0.1 
9.0 

302 
143 

91 

29341 

19!17 

131 

7'1 
9.8 
8.3 

13.9 

33 
1 

84 
0 

17.8 
10.0 
0.1 
7.G 

301 
136 
91 

32 315 

April 

125 

75 

8.5 
7,1 

13.6 

1 282 
116 
78 

37 
1 

108 

21.2 
11,2 
0.1 
9.7 

306 
135 
91 

30 752 
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Za 17/enspiege/ 
Schleswig-Holstein 

1!l'J~ I 19')6 I&"!IG 1997 

Mona1sdurchsehnftl Februar I Mäll I Apr~ Janu:ll I Februar I M.\rz I Apt~ 

PRODUZIERENDES GEWERBE 

Vermbellendes Gewerbe 1 

Beschattogte (elnsctlheßllch taugcr Inhaber) I 000 153 147 146 147 147 144 145 143 143 

darunrer Artoller und gewerbloch Au<zuboldende I 000 97 92 93 93 92 69 90 89 69 

GP.Ieoslele Arbeoler<IUndcn I 000 13118 12320 12442 12 650 I 12 334 12023 11757 II 640 12 353 

Lohnsumme Moll. DM 404,7 397,2 359.5 367,4 r 383.4 37?,7 351,.1 363,1 371.1 

Gtohallssumme Moll. DM 360.1 361.6 335,8 341,5 ( 354.2 348,5 330.2 343.7 345,6 

Urn118ll (ohne Urn1181Zsteuer) M•ll DM 4 082 3 973 3512 4 066 r 3871 3617 3736 3961 4 372 

lnlandsum!llllz Moll DM 3016 2 943 2589 3 118 r 2897 2 643 ? 619 2 851 3060 

Auslandsum.<atz Moll DM 1 066 1030 923 949 r 974 974 1 117 1110 1312 

KohleverbraUCh 10001 14 15 

Gasverbrauch Mll kWh 431 426 

Stadl· und Kol<ereogas Moll kWh 

Erd und Erdölgas MI kWh 

ttoll61verbmuch t 0001 74 76 

laict1! OS ll<lilÖI 10001 6 7 
Sdlwerus llc•zOI t UOOt fi6 G6 

StronvcJbfiluch Mll kWh 315 326 313 326 311 324 306 316 330 

f.!ll~llOI/fllllllll~l (lltiii';!Jic!lo f:I{J()IINir.UIJllfl\1) Mtll kWh 34 34 3G 34 26 43 38 36 37 

Öllontll<he Energlevor ftorgung 

Slromerzeugung (brullo) Mtll. kWh 2331 2423 2569 3177 2 932 3108 2 892 

Sllomverbtauch (etn;thlrcfllrch Verluste, 

ohne PumpSiromverbrauch) M~l. kWh 1030 1 041 955 I 264 1091 I 117 1077 

Gaserzeugung (neno) 1 000 m> 2 607 "' 

Handwerk (Meßzahlen)J 1. Vj.96 1. Vf, 97 

Be$Citilllgle (einschließlich ~~trger Inhaber) 

am Ende deS Vrerteljahres 30.09 1976::. 100 114,4 - - - - - - -
Umsatz (Ohne Umsa!utouer) V1•D 1976 A 100 241,0 - - - - - - ... -

Baugewarbe4 

VO<betet!endc Baustetlenarbetlen, Hocll· und TreibauS 

BI!$Ch8llrgte (ernsehfloßUCh tatrger Inhaber) Anzahl 45330 42 $00 40886 41 630 42894 36 513 37 Oll 38075 36971 

Gel ostele Arbeitsstunden I 000 4 595 4 093 1690 3266 4 790 2301 2947 3 561 4 594 

darun1er fur 

Wohnungsbaulen 1000 2'247 2006 863 I 744 2265 1307 1 577 I 781 2 283 

gewerbliche und lndustneUe Baulen6 1000 1 145 942 463 780 I 122 561 695 822 I 027 

Verkehrs und 6trenthche Bauten I 000 I 159 I 008 333 709 1359 410 662 935 1 242 

Lohnsumme Moll DM 146.4 133.5 76.2 90,3 135.3 105,7 89.2 106,6 121.3 

Gol•111s·~tmrno Mdi,OM 33,4 33.3 29,2 29.7 31.9 30.5 28,!1 29,0 29,3 

UuUiJoworliicttor Urnsntz (ot••e UcnsallMeuer) Moll DM 597,6 541 5 234,2 331,0 449,6 253.3 306,2 400,3 507,3 

Aultragwongang7 Mdl DM 334,1 291,5 169,3 353.9 280,3 166.9 218,9 269.2 2896 

Bauinstallahon und son"lgos Baugewerbe' 1. VJ. 96 1. Vj.i7° 

Besehäftigle8 Anzahl 12296 - \1 929 - - - 11929 -
Geietsiele Arbo~sslundon 1000 1357 - 3 826 - - - 3826 -
LOhn· und Gehallssumme Miii.DM 48,1 - 131,7 - - - 131,7 -
Baugewerblich~r Umsall (oltlle Umsatzsteuer) Miii.DM 145,0 - 309,4 - - - 309.4 -

1 Be! cbe motlm angcn>l!.,en 20 und m@hr Beschaltogten. Zur MethOtJe stehe Stati$Uschen Bericht E I I Ab Januar 1995 neuer BerlchlskreoS nach neuer Wlrtachnl:szweogat>grenzuno 
(ertlschl Recycl no und Verlagsocwerbe). fur davoc!Jegende Ze•träume wor<1 eone Ruckrechnung nach neuer Abgrenzung vorgenommen. ailerdongs hl'gen for doc Dereiche Recycling uod 
Verlagsgowerbe k!'lno Dalen vor, so daß doe Vergteiehbatke~ eulg!'schrankl ost 

2 ohne Au•baugcwetbe, Gos·, Fernwarme und Wasserversorgung 
3 ohne hnndwe•kllche Nebenbeilteile 
4 ab 1995 in der Abgrenzung nach der Kla<Stfokallon der Wulschaflszwetge, Ausgabe 1993 (WZ93) 
' auf alle Beu .. are hechg~•echnole Ergebnisse 
6 e•MchhP.ßlich Unternt!hmen der Bahn und Post 
7 Belllebe von Unternehmen mrl 20 und mehr Beschällrgten 
a am End" des Vrerteljllhres, bel Jahoeszahlen ~ Durchschnht dor Vtetle~ahreseruebn•sse 
• Ab t99 7 Umsledung aul vlerlelfllhrliche Oerkhterslallung 
• Doesl' Poslllo."'" werden Im .,Znhlenspleger alter StahslrschP.Il Landesämter verOflenlllChl 

I 
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Zahlenspiegel 
Schleswi'g-Holstei'n 

BAUTATIGKEIT 

Baugenehmigungen 

WoMqebäude (Errichtung neuer Gebaude) 
darunter m1t 
1 Wohnung 
2 Wohnungen 

Aaumlnhall 

Wollnl•ache 

Nothtwohnget>aude (Er IIchtung ntwer Gebäude) 

naum.,hDII 
Nutzll:.chft 

Wohnungen Wlsgesamt (alle Baumallnahmen) 

HANDEL UND GASTGEWERBE 

Ausfuhr 

Ausluhr Wlsgesaml 

davon 

Guter dor (rnllhrungsw•tschalt 

Guter der gewerblichen WillSChAlt 

da\1011 . Rohstolle 
Halbwaren 
Fert19waren 

davon 

Vorerzeugn•sse 
E nder zeug01sse 

nach ausgewahllen Verbfauchstandern 

EU-lMder 

daninter N edcrlandc 

Haben 
FrankreiCh 
D nemark 

Einzelhandelsumsatze Insgesamt 
(elnsc:hl Klz-Eonzelhondcl, Tonkstellen) 

Gastgewrorbeumsatza 

Fremdenverkehr in Baherbergungutanen mit 9 und mehr 
Gastabellen 

Ankunlte 

da1un1er von Ausl.lndsgasten 

Ubernachtungen 

darunter von Auslandsgasten 

VERKEHR 

lo .. chlllahrt' 

Gilreremplang 
Gulcrvc•sand 

Binnenschlllahrl 

. Guterempfang 
Gurervcrsand 

• Zulutungen lsbl'tkneuer Krsfllahrzeuge2 

clarunler Kraltr6der 

Personenkraltwagenl 
La$1krallwogcn (e.,schlreßt eh m t Spez•alaulbau) 

Straßenverkehrsunialte 

Untillle mit Personenschaden 

GPtorele Personen 
Vertellle Pe•sonen 

Anzanl 

Anzahl 
Anzahl 

1 000 m> 

1 ooom• 

Anza~l 

, ooom> 

1 ooom• 

Anza~l 

Mill DM 

MI DM 

Mrl DM 

MI DM 
Mrll DM 
M1l1 DM 

M•ll DM 
M1II.DM 

Moll DM 

Mtll DM 

M:ll DM 
MI DM 
Moß DM 

1995 100 

1995. 100 

1000 
1000 

1 000 

1000 

1000 t 
10001 

IOOOt 
10001 

AMdhl 

Anuhl 

Allzahl 
Anzahl 

Anzahl 

Anzahl 
Anzahl 

1995 I IWS 

MOIUitsdurehsehndt Februar I 

683 729 597 

494 561 445 
94 92 73 

730 694 616 

138 132 116 

112 105 78 

515 r 479 259 
IH 79 41 

1879 1 641 1445 

r 1 166.9 p 1 t82,8 1032.3 

r 145.7 p 151.6 136.2 

r 1 02t,1 p 1031,2 896,1 

r 25.0 p 24.2 16.5 
r 64.9 p 66,3 48.5 
r 931.3 p 940,7 631.2 

r 134,2 p 147.8 t52.7 
r 797,0 p 793,0 678,4 

r 615,3 p 634,9 567,0 

r 97,8 p 92.3 80.9 

I 65,9 p 81,7 68.3 
I 91 4 p 80.9 79,1 
r 74.6 p 78.3 68.5 

100,0 101.6 88,9 

100.0 97,S 65,1 

333 330 164 
25 26 14 

1832 1800 705 

55 55 37 

1 905 ... 1 808 
1086 - 1161 

179 151 72 
207 185 106 

10204 10860 9728 

576 74S 301 

8 783 9289 8 747 
593 568 514 

1299 1192 1005 

22 22 20 
1 721 1 567 1306 

1 ohne Ergengtwrchle der als Verkehrsm•Uelrn Führverkehr transpon•enen Erscnbahn· und S!foßenlahrzeuge 
2 mrl amtlichem KennzeiChen, ohne Bonde•post. Bundesbahn und Bunduwehr 
a ernschheOtich Kombrnntoonskraltwagcn 
' D<e5e Pos•tlonen worden Im .Zahtensp.egel' aller Slahst•st:hen Landesämter veröffenUieht 

1996 1997 

Marz I ApfK Januar I Februar I Marz I Ald 

IH6 820 517 698 9t5 957 

645 644 390 573 751 746 

111 97 63 63 64 86 

818 764 489 670 789 1018 

149 146 94 131 151 193 

114 106 86 85 86 99 

445 7&5 396 327 496 475 

73 114 68 67 70 76 

1 658 1 na 1 266 1 685 1 727 2 367 

1 231,0 1009,1 1133.5 - ·- ... 

157.8 151.6 122,7 ... ... .. . 
1073.2 857.6 I 010,8 -· -· ... 

18,0 23.2 21,6 ... ... .. . 
51.2 60.8 67,7 ... ... --

1 oo-4.0 773.6 921.6 ... ... .. . 

128,1 138.8 159,4 ... ... .. . 
876,0 634,8 762.2 - ... . .. 

7•9.8 561,6 597,2 - "' --
92,8 88,1 IH.O - ... -
82,5 51,8 80.7 ·- ... ... 
65,1 79.9 91.4 ·- ... "' 
78,9 81,2 68,4 - - ... 

101.8 104,1 92,2 87,4 99,9 105,6 

80.0 99,4 63,4 64,5 65,3 91.8 

248 318 p 125 p 166 p 273 p 269 

18 23 p 11 p 16 p 21 p 24 

1070 1590 p 535 p 603 p 1 182 p 1318 

43 49 p 26 p 36 p 47 p 48 

1 761 2004 - - . .. ... 
1 494 1181 ... - - ... 

103 174 83 120 181 ... 
177 176 111 150 194 -

14 306 13034 10078 10260 ... -
1479 1621 231 677 - ... 

11 756 10486 9036 8842 - -
680 582 583 524 -- ... 

807 1 046 r 1013 r 949 p 933 Op 1 009 

17 22 r 10 , 13 p 24 p 23 

1 056 1 345 r 1 369 ' 1222 p 1 243 p 1290 

8 Stallstisches Landesamt Schleswig-Holstein ä1111 Statistasche Monatsheflo/Zahlenbeilage 611997 



Gfi.D UNO KREDIT 

lnsolven~en 

lnsolv~nzcn lnl{le"..amt Anz.1hl 

Unternehmen Anzahl 

~b<lge Gemeltls.:huk:1ner Anzanl 

Beonlrngle Konkurse Anzahl 

darunter mangels Masse abgelf>hnt Anzahl 

Kredite und Einlagen 1 

Kredote2 an Nichtbanken Insgesamt M~l DM 

darunter 
Kredole2 on lnländosche Nichtbanken Mol DM 

kurzlrl$11Q0 Kredite (bl$ zu 1 Jahr) Moll DM 

an Unternehmen und Prrvalpersonen MrH DM 

nn 611entfiche llaU5halte Moll DM 

mdlellristlge Kredil8 ( 1 bis 4 Jahre) Mdi.DM 

on Unt&rnehmro und Privatpersonen Moll DM 

an Ollent iche Haushallo Moll DM 

13ngtnstrgo Kred o (mehr als 4 Jahre) Mdi.DM 

nn Unt rr~hmcn und Prlvalper$onen M DM 

on Ollentlict11! Houshalli! Mdl DM 

Eml:lycn und autgcnonpnene Kred~c2 von Nichtbanken Mon DM 

Sichtetobgen und Termtnql)kler 

von lnländrschen N ichtbanken Mdi.DM 

von Unternehmen und Prrvalpersonen Moll DM 

von ollentliehen Hausholten Mol DM 

Sp~rPtnlaQen MrllDM 

von Unremchmon und Puvnlpersonen Moll DM 

von olluntlrth~n llaushnllen Mal DM 

STEUERN 

Steueraulkommen nach dur SteuorMI 

GemeinSchnllstoucrn Mill DM 

LohnSlau r M . DM 

veranlagte Einkommensteuer Mili.OM 

nicht vernnlagle Eilragsteuer M .DM 

ZnsabSd>lag M DM 

KO!perschn~.s1euer Mill DM 

Ums:~ tuteuer Mill DM 

Einfuhrumsatzsteuer MiU.DM 

Bundessteuern Mill DM 

Veralc:heruogst~uer Mill DM 

l.ondessteucrn Mili.DM 

Verm()gensteuer Moll. DM 

Grunderwerbsteuer Moll DM 

Krallfahrzeugsteuer Mdi.DM 

Gemeindesteuern Moll DM 

Grundsteuer A Mrii. DM 

Grundsteuer B Moll DM 

Gewerbesteuer nach Er1mg und Kaprial (brutto) Moll DM 

Steuernnellung eul dre Gebletsk0rperachat1 

Steuere nnn~n des Bundes Moll DM 

Bundesnntetl an den Gernetrlachalt~euern MU DM 

Lohnsteuer Mdl.DM 

veranlagte Einkommensteuer MrU DM 

K6rpcrschnllsteucr M DM 

Ums.111 und ErnluhrurnSIIIZSIIIUC!I Mr OM 

Steucrolonuhrnen des l.ondes4 MIII. DM 

umdesantell an den Geml!rnsctutllstcYcm Mrll DM 

Lohnsteuer und Lohnsteuerzerlegung Moll DM 

ll<!ran ogta Ernkommensteuer Miß DM 

Körperschaltsteuer MU. DM 

Um.alzsteuer Mol DM 

Steuereinnahmen der Gemalnden/GemeN'I<k>'''"bande Moll DM 

Gewerbestetof!r nach Ertrag und Kopnal (nello)' Mol DM 

Anteil an der Lohn- und veranlagten Eonkommensteuer MolL DM 

1995 1996 

Mon.~tsdutchschnhl Februar 

73 80 77 
59 66 &I 
14 14 13 

73 60 77 

50 55 51 

4-Monata-
durchachnitt3 

124 631 134 465 

122 6511 131356 

14 735 16099 
14 439 15505 

29S 594 

7 424 7 869 

5 534 6166 

I 890 I 702 

100500 107371 
74 630 00446 

25869 26926 

BI 741 86381 

55226 58899 

49262 52919 
5965 5980 

?5 376 28466 
:>5001 28038 

376 429 

VletteiJAhr .. -
durchschnitt 

4 277 4097 

2002 1955 
280 rot 
78 70 

53 52 
272 255 

I ~04 1382 
1:?0 106 

253 281 
46 46 

295 312 

57 64 

55 58 
127 125 

424 450 

8 8 
101 107 

295 316 

2291 2 152 

2038 1871 

851 831 

119 66 
136 127 

854 751 

2 ~GI 2495 

2117 2070 
I 045 936 

115 81 
125 116 

610 667 

776 847 
229 242 
417 397 

1996 

AprP 

69 99 
59 BI 
10 16 

69 99 

53 63 

130607 

127 745 

15 324 

H699 
625 

7 633 

5666 
1 745 

104 786 
76056 
26 732 

85700 

56872 

51 139 

5 733 

27 819 

27 399 
~ro 

I. VJ. 96 

3826 
1 744 

253 
56 
98 

244 

I 324 

93 

316 
116 

327 

53 
63 

132 

374 

8 

96 
254 

2077 
I 761 

741 

107 

122 
716 

2412 

1981 

90S 
106 
115 

645 

419 

235 
45 

J:muar 

93 
76 
17 

03 
73 

Zahlenspiegel 
Schleswig-Holstein 

1097 

April 

85 77 75 

65 67 62 

ro 10 13 

85 77 7511 

50 46 51 

~ 

1.VJ.117 

3 825 
l 688 

257 
100 

85 
229 

1 3!.9 
106 

389 
117 

277 
19 
73 

128 

2 157 
I 769 

717 

109 
114 
741) 

2330 
1961 

866 
106 
106 

6411 

I Bestand an Kredoten und Ernlagen am Monatsende Dre Ang~t>en umfassen doe.., SchlesWJg Holstern gelegenen Noederlassungen der zur monatlichen Bolalizstnli I k bf'~chtenden 
KrlldotlnSitlute; ohne landeszentralbank. ohnf' doe KredotgenossenschaU!lll (Rnrllellen) ck'ren ßolanzsumme am 31 12 1972 weniger als 10 M·l DM betrug. sowoe do" Postscheck· und 

Pos~rkass~nämler Ab 01 01 1966 eonsehlloßrrch Raollersenbanken 

2 eonschht>BUch dur.:hlaufendar Kredote 3 Durchsehnoll aus den BeständP.n ln den Monaten M.'!rz, Juno, September, Oe>emoor 

• P.iiiSChlreßlich Uinderhnan>ousgletch sowoe Bundeaergänzung<zuwelsungen 5 nach Abzug der Gt!werwleuerumla~e 
' Ore•e Posltoonen werden 1m .Zohlensplcget' aller Stahslischen LandesAmlet ver61fenthcht 
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Zahlenspiegel 
Schleswig·Holstein 

PREISE 

Prelslndeutlfern Im Bundnsgeble11991 a 100 

E01luhrpretse2 

Ausluhrprettoe2 

Pre•slnd~• tur den Wareneingang des Produzterenden Gewerbes' 2 
1985 100 

Erzeugerpreise 
Qewerbllcher Produ~le2 
tandwtri!~Challhc:her Produ~te 1 .2 1985 100 

Preoslnde•lut Walvtgeb6udc, Neubau, ßau!;>oswngcn am ~· 

EtnkaulspreiSa landwillschaflllchar ~trk!bsmntel (Ausgabenlnde•l' .2 

1!l65 100 

Etnzeltandelsprelse 

f'reislod~• hlr dte Lebenshaltung eHer pr111a1en Haushahe 1 

daronler für 
Nahrung!Jntlel Geullnke, Tab/lkwaren I 
B~leldung Schulte 1 

Wohnungsmieten 1 

Enetgle (ohne Krahstolle) 1 

M6bel Haushallsgarare u 11 Gur er lur dre HaUSilahsluhrung 1 

LÖHNE UNO GEHALTERl 
• Elfekl•vverdtrtnsle 111 DM • 

Arbeiter Im Produzierenden Gewerbe4 

Drultowoc:henvetdtcnste 

mnnnliche Arbeiter 
daronler F echarbctler 

w.,~bllche Arhe1tftr 
darunter tMstvbeHcr 

BruiiO&IUndenverdtensle 

mAnnliehe Arbeher 
darunter Fochlllbe 1er 
weibliche Albeuer 

daronler H tlsarbeller 

bezohhe Wochenarbei!Sze 1 

mAnnliehe Artletter (Siundan) 
weibliche Arbenr" (Stunden) 

An9eslellte. Brunomonatsverdtenste 

Produzierendes Gewerbe• 

kautmAnniSche Angestellte 

männlich 
werbfich 

technrsche Angosrellte 

mannhell 
we•bflch 

Handel, lnstandhallung und Reparatut von Kralllehrzeugen und 
Gebrauchsgulern. Kredtl• und Versicherungsgewerbe 

kautmAnnlsche AngcsteUte 

m nnlrch 
welbhch 

lechniSchtl AngcSielle 

mAnnlieh 
we blich 

Ploduz•crendes Gewe1be4, Handel Jnslandltanung und Reparatur von 
Kralllahrzeugen und Gebla~tetn, Ksed4· und Verstct>erungsgewetbe 

zusammen 

uulmannlsche Angcste te 

mlinnhch 
werbloch 

lechmsche AngeMeltte 

manntiCh 
wetbßc:h 

1995 I 1996 1996 

Monal&durchsc:tmht Februnr I M;uz I Aprl 

97,3 97.8 97,6 97,9 98.2 

103,3 103.5 103.~ 103,6 103.7 

91,8 ... 90,4 90,6 90,9 

104,0 103,5 103.5 103,4 103.5 
87,1 ... 66.3 87,5 87,1 

115,4 115,3 1154 

102,2 - 104.2 104,7 105.0 

106.7 107,6 107.~ 107,6 107,8 

112.5 114,1 113,7 113,7 113.8 

108.6 109.6 109.4 109,7 109.9 

108.4 109,3 109,0 109,1 109.1 
121,3 124,8 123.8 124.0 124,1 

101,4 99.6 98.8 98.7 99.4 

109,9 110,9 110,7 110,8 110.9 

1 001 1 022 1018 

1051 1 075 , 070 

721 734 731 

G88 698 696 

26.01 26,71 . 2661 

27,45 28.27 26.14 

19,08 19,59 19.65 

18,09 18,49 18,48 

38.3 38,1 38.3 

37.6 37,4 37,2 

6221 6 434 6405 

4322 4 495 4 482 

6361 G 575 6556 

4358 4 520 4 472 

S07t 5076 5 067 

3681 3681 3670 

4522 4 810 4771 

3 523 3354 3392 

4977 • 981 4 957 

5404 5419 5404 

3855 3870 3851 

6116 6254 6213 

4 238 4 413 4 368 

1 D•e Angallen bczlell!on siCh auf <Jas Bunoesgeblet nach dem Geb•etsatand vor dem 0310.1990. Ste achhellen Berhn (West) m1t elo. 

1997 

Januor I Febru:u j Marz I AprP 

99,0 100.0 100,5 -
103,5 103,9 104,4 ·-

"' ... ... . .. 

103.6 104,1 104.1 ... 
p 63,5 -· ·- ... 

114.9 

1052 '" "' "' 

107,7 108,1 108.0 107,9 

114.6 115.2 115.6 115.3 

109,5 "0.5 110,7 110,9 
109,7 109.6 109,6 109,7 

126,3 126,8 127,1 127,7 

101,7 103.6 102,3 100,7 

111.2 111.2 1113 111,6 

980 ... 
1038 ... 

735 ... 
600 ... 

26,74 ... 
2833 . ... 
19.64 -
18.46 "' 

38,7 -· 
37,4 ... 

6 573 ... 
4 610 -
6512 ·-
4 504 ... 

5095 ... 
3 747 ·-
4 602 -
3 148 -
5015 -
5 473 ·-
3940 ... 

6 151 
4 371 ·-

2 ohn~ Umsat1·(Metuwei1·)SIPucr • 
a Mtt d'lf Zuordnung der Beuchtsbetnebe zur KlassKtklllon der Wtrtschaftszweig6, Ausgabe 1993 (WZ 1993),.st ken VergleiCh mtt den Ergebnl&sen zuruckliegender Erhebungsmonate 

m()ghch 
• Handwerk nur 1m Hoch· und Ttelbau enthalten 
• Otese roshtOnen worden Im .Z8tttensp.eger nller SlaiiSIISChen Lande&ämler verollentilchl 
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Dcv61kerung am 30 II 1996 

KRE;ISrREIE STADT Verandmung gegenuber 

KreiS 

I 
VO<jahlei!o-

Insgesamt Vormonat 
monat' 

... 
RENSBURG 66649 . 0,1 0,9 

KIEL 243 977 + 0.0 . 0.9 

LUBECK 215 966 . 0,0 0,5 

NEUMUNSlEA 81 826 . 0.0 0,2 

O•thmarschen 134 870 + 0,1 + 1,1 

Herzogtum Lauenburg 17t 816 + O,t + 1, 1 

Nordtuestand 160709 . 0,0 + 1,t 

OsthOlstein 198 191 + 0.0 + 0,4 

P .. neberg 28~820 + 0,1 + 0,8 

Ptön 127 051 0,0 + 0.2 

Rend<burg-Eckeml6rcle 260385 + 0.1 + 1.0 

Schlesw.g-Fiensburg 190 447 + 0,1 + 1.3 

Seyeberg 239576 + 0,2 + 1.2 

Slt>1nburg 133 877 + 0,1 + 0.5 

S1ounnm ?11 239 + 0,1 • 1,2 

Sc:hles"''ll Hots1e1n 2 741 399 + 0.1 + 0,5 

VerartJe~endes GeY<f!rbe" 

KREISFREIE STADT 
Belllebe am Beschlfllgte am 

Krers 3004 1997 3004 1997 

FLENSBURG 53 8802 

KIEL 110 15 764 

LUBECK 113 15S16 

NEUMUNSTER 66 7 197 

D•lhrnarsehen GO 6483 

Herzogtum Lauenburg 96 7 454 

Nordl11estand 47 2 767 

Osthotsletn 80 5364 

f'•u•cbcrQ 100 16 937 

PI(•• 34 2 403 

llntttlfllunu I c.;knnlh)tctn II MI 7 420 

f,chlru<wlg lleri!'JIIIlll 70 4005 

Segeber!l 164 15916 

Steinburg 74 7 551 

Stormarn 167 19394 

Schles,.lg·Holstelfl t 443 143 033 

I nach dem Geblerssland vom 30 I t .1996 

Bei!Olk~•ungsveränderung 

Im Noo;ember 1996 

Uberschuß der Wanderungs· Be.otkerung~r 

Geborenen (t) gt'wlnn (+) zUI\ahme 1 •) 
ooer oder oder 

Gestorbenen vellust ·RbnahmP 

(·) (-) (-) 

10 . 48 58 

• 5 + 50 + 55 

57 . 21 78 

17 . 7 . 24 

• 4 + 1:\6 + 140 

3t + 214 + 183 

+ 32 . 75 . 43 

. 36 + 99 + 63 

1 + 183 + 182 

+ 5 - 36 31 

11 + 183 + 172 

+ 0 + 263 + 263 

+ 19 • 385 .. 4()4 

' 7 .. 86 + 93 

• 20 + 162 + 182 

71 • 1 574 .. 1 503 

Kreiszahlen 
Schleswig-Holstein 

Stroßenverkehrsunhl Je 
m1t Petsonenschaden Im llpr~ 1997 

(vomutlge Zah cn) 

Unta e Getötete2 Ver erzte 

34 43 

104 . 121 

88 3 119 

34 . 48 

50 I 72 

58 1 78 

57 I 80 

80 J 104 

116 I 145 

36 3 40 

96 3 125 

59 I 84 

90 2 119 

34 2 49 

73 2 83 

t 009 23 1290 

Krarllahrzeugbcstand5 am Ot 01 1997 

Pkw" 
Ulll$3tz4 Im April 111?6 11'1$• 

M,ll DM gesam1 
Anzahl T IC 1 000 E.,wtlltner7 

380 44276 38713 HT 

491 121517 106187 435 

323 110S39 96993 449 

155 46429 403t8 493 

428 87 927 70825 525 

t59 109 633 93529 544 

99 106 700 86234 537 

148 123 078 103fl35 524 

4113 172118 147 /51 511) 

55 17 G87 64 7110 510 

no 167 711 1388Gt 533 

ltl 124 397 100476 528 

498 165 352 t39 495 582 

244 66474 70420 526 

572 140035 120915 572 

4372 1683873 1 419 432 518 

2 elllScht.Pßl•ch der •nnerhalb von 30 Tagen an den Uniallfolgen versrorbenen Personen 
3 Bernebe m1111n angemelflen 20 und mehr Besehalligren, ab Januar 1995 neue Ber!Chtskrtt!SIIl>grenzung autgrund neuer Sysremarlk, Vergleoch m11 davorhegenden Z~•lraumen n ehr 

geyeben 
• ohne Umsnrureuor 
s KraltluhrzeuQe m•l Dmrt.chem Kennzeichen, ohne Bundespost, Bundesbahn und Dundeswehr 
6 elfisch •eflhch Kombina11011skrartwageo 
7 Bevöll<erungsstand. 30 t I 1996 

Anmerkung E1nr> aushlhrhc:he Tabolle m 1 Krersz.1hlen ersc:he01t ln Hell 5 und 11 
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Zahlen 
fiir Bundesländer 

Bev60.erung AlbeUsmarl.l Verarbe Iondes Gewctool 

Eu•wohnt!r am 30 09 I!I'JG Arbeitslose Endu Apr I 1~7 Kuuarbc tcr ollene Ste lcn lle-
llmsnlt~ 

lmlkzctuber 109G Bundesland 

Ver nderung 1 

I 000 I 000 

"· 
Boden-Wurllembt~rg 10365,0 . 0.5 366.7 
Aayern 12 033.7 + 0,5 439.1 
Berlln 3464 3 0.2 263,6 
Brandenburg 2!>51.3 + 0,4 211 ,4 

llrenr.., 678.7 0,1 47.2 
ltal!lburg I 710.2 I 0 I 92,1 
IIessen 0024 2 + 0,3 260,5 
Mecklenburg Vorpommern 1819.2 0,4 1~.7 

Noedcrsaehsen 78065 • 0,5 408,6 
Nordrhein Westlaien 179312 • 0,3 887,8 
Rllcrnland Platz 3 991.5 + 0.5 161,9 
Saarland I 083.2 - 0,1 56,7 

SaChsen 4 552.3 - 04 364.8 
Sar:h$en·Anhah 2 728.6 0,6 265,1 
Schlcs .... tg· Holstern 2 737,6 + 0,5 124,7 
lhurlt)gen 2 4933 . 0.6 211,9 

Bundesrt-pubhk Deutschland 81 970.8 .. 0,3 4 346,8 

NachrlclllliCh 

Alle Bundesl;lndPr 

(ernscl\1 Berlln·Wesll 66 527,4 • 0,4 3031,4 
N~ue Bundeslancier 
(eonschl Beohn Osl) 15443,4 . 03 I 315,4 

Vo•bc1e1tende Baustelk'narbcrten, 
lloc:h- und Tiefbau 

Bescha ltigle 
ßaugewertllieher Umsatz3 

0111 
Bundesland 

31 12 1996 
Im Dezember 1996 

1000 M DM 

Baden-Wuruemberg 128 2 199 
Bayern 201 3900 
Berftn 50 I 566 
llr Sildenburg 71 1 394 

811'1111!1'1 8 175 
lfamt.rw<t 18 506 
IIessen 74 1552 
Mecklenburg· Vorpommern 48 832 

Niede~&acll<~n 112 1988 
Nordrllern WAsllalen 191 3337 
Rllein~1nd Pfalz 45 753 
Saarland 13 205 

Sach$en 125 2 154 
Sachst!n Anhan 83 1403 
Sclllcsw~g Hoble"' 41 700 
Thurrngen 62 1025 

Bundesrepubllk Deutschland 1271 23693 

Nachrlchll;ch 

Arte Bundestander 
CeOisehl 8er1m West) BG5 16345 
Neue Bunueslander 
(ernschl Berhn·Osl) 406 7 348 

1 Qe!Jenuher Vorjahreamonal 
2 Rell•ebl! m•llm allqemelnen 20 und me~r Beschaltrgten 
3 otrne Umsatnleuer 
4 Antf!U des Aus~'nd•umsatzes am gesamten Umsa1zln% 
6 11 Behelbergungsslallen m•l 9 und mehr Bellen 

Ver 
anderung1 

% 

24,4 

8.8 
+ 0.7 

+ 12,6 

. 31,7 

- 9,7 
14,1 . 6,4 

. 4,9 

- 17,3 

25.2 

- 17,2 

1,4 

0.0 
+ 5.8 . 50 

1 4 

4,6 

+ 6,3 

• Schleswog ltolsleOI endgull.ge übrige llinder voclaufrge Zahl<'n 

12 

Mille 

Arbeitslosen-
AptP 

VerAMerung1 1997 
quote 

.,. I 000 

+ 10,5 6.6 34,2 
+ 10,4 67 26,6 

• 11,1 17 2 6,8 
+ 10,6 18 2 10.6 

• 6,4 169 4,8 

• 8,5 13 0 2,9 .. 11.8 104 14,5 .. 10,0 197 6.2 

• 7, 1 12 7 17,8 .. 8.2 122 42 5 

• 10.6 102 8.6 

• 10,6 136 8,8 

+ 93 17.9 17,6 
.. 11,1 212 16,4 
+ 12,8 11,0 8,5 
+ 7,9 18.6 11.5 

• 9,0 12.6 238,8 

• 9.5 11,0 173,4 

• 9.6 18.7 65,4 

Wohnungs F•emdenverl<ehr~ 
wesen mJanuar 1997 

Zahlder IW<IInlle Ubernati-Jungen 
genehrlugleo 
Wollnungen 

im 
Ver· 

Dezember 
aoderung1 

1996 Anzahl 

% 

4 368 613 335 1 925 397 - 14,1 
4483 1 106457 3 000387 4,9 
4 066 200 396 454 687 + 7,1 
5359 105 761 345 950 + 8,4 

164 39537 68800 5,3 
348 139651 241 662 2,3 

?426 559 984 1 526 604 13.3 
4 173 95 059 303 231 . 1,1 

2 799 446 260 1363 181 . 9,9 
8976 892 221 2361 537 - 4,0 

I 586 243 628 769 roG + 0,1 
220 35097 128863 . 15.2 

5565 225 634 6!)9541 + 15.9 
3865 105 623 269 080 6.9 
1288 124 447 527 685 . 11.7 
2 8!\2 131985 407 507 . 11.0 

52570 5065075 15 374 314 . 6.3 

21ns 4 350 131 13 214 884 7,6 

24 795 714 944 2 159 430 + 3,1 

Ende schAiilgle 

Ap<l nm 
1997 31 12 1996 

M DM Expo<l 

quote• 

1000 

53,2 I 211 31 179 35 
66.6 I 191 31 492 35 
5,7 131 5 220 14 
8,1 92 2 108 15 

2.3 66 2 547 44 
4,9 109 II 169 12 

24.7 497 12 471 32 
6,7 46 1089 7 

40.8 542 15 669 30 
73.2 1 552 40559 31 
27,9 308 8513 40 
4,2 106 2 127 33 

13,7 206 3444 \3 
10,0 107 2253 12 
13.6 144 4 202 29 
1,7 110 1 9G5 19 

363.3 6420 176007 30 

314,8 5 837 164 t.O.S 32 

46.5 583 11 401 14 

Slraßanverkl!hrsuniAIIe mrl P rsonenschadenG 

Anzahl 

2 310 
3636 
I 012 

947 

220 
564 

I 691 
677 

2614 
4 312 
1067 

278 

1049 
818 

949 
745 

23 725 

19043 

4 682 

Im Februar 1997 

Un~De 

Ver-
6nderung1 

% 

- 9.2 
1,6 

+ 16.3 
13.8 

t 68,3 .. 11,0 

• 2.8 
8,0 

. 7, 1 .. 5.6 

• 0,6 

210 

13,0 

• 3.9 
100 . 4,0 

+ 0,4 

+ 2,4 

. 7,1 

Ve<Ung uckle 

je 

Anzahl 100 UniAlle 

3217 139 
5 152 142 
1 222 121 
I 235 130 

279 127 
737 131 

2 30<1 136 
890 131 

3522 135 
5 574 12Q 
I 429 134 

374 135 

I 397 133 
1 100 134 
1235 130 
I 041 140 

31 825 134 

25 583 134 

6242 133 

Ge<louel<t rm 
Stahlhschen Landesami 

Schteswrg Holsle•n 
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Erläuterungen 

D1e Quelle ist nur bei Zahlen vermerkt, die nicht 

aus dem Statistischen Landesamt stammen. 

Der Ausdruck "Kreise" steht vereinfachend für 

"Kreise und kreisfreie Städte". 

Allen Berechnungen liegen die ungerundeten Werte 

zugrunde. 

Differenzen zwischen Gesamtzahl und Summe der 

Teilzahlen entstehen durch unabhängige Rundung. 

Zeichenerklärung 

nichts vorhanden 

0 mehr als nichts, aber weniger als die 

Hälfte der kleinsten in der Tabelle 

dargestellten Einheit 

Zahlenwert unbekannt oder geheimzuhalten 

Zahlenangaben lagen bei Redaktionsschluß 

noch nicht vor 

r berichtigte Zahl 

p = vorläufige Zahl 

s = geschätzte Zahl 

X = Tabellenfach gesperrt, weil Aussage 

nicht sinnvoll 

I = Zahlenwert nicht sicher genug 

( ) = Zahlen haben eingeschränkte Aussagefähigkeit 

entspricht 

StaristisclJes Amt für HambUJ 
und Schleswig-Holstein 

Bibliothek 
Standort Kiel 
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